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ZUSAMMENFASSUNG 

 
Auf den 1. Mai 2004 soll die Europäische Union (EU) und damit ihr Binnenmarkt 

durch 10 neue Mitgliedstaaten erweitert werden. Dies hat auch direkte 

Auswirkungen auf das EWR-Abkommen (EWRA) vom 2. Mai 1992, dem 

Liechtenstein am 1. Mai 1995 beigetreten ist. Insbesondere zur Gewährleistung 

der Homogenität des Europäischen Wirtschaftsraums mit den entsprechenden 

Binnenmarktbestimmungen ist eine parallele Erweiterung der EWR-

Mitgliedschaft um die zehn neuen EU-Mitglieder unabdingbar. Art. 128 EWRA 

sieht dies ausdrücklich vor. Nach den Verhandlungen im 1. Halbjahr 2003 wurde 

ein entsprechendes EWR-Erweiterungsabkommen am 3. Juli 2003 paraphiert. 

Das Abkommen und die Schlussakte tragen das Datum vom 14. Oktober 2003. Es 

haben aber mit Ausnahme des Vorsitzlandes Italien sämtliche EU-Staaten und 

alle zehn künftigen EU-Staaten die Unterzeichnung bereits am 13. Oktober 2003 

vorgenommen. Liechtenstein hatte aufgrund der bestehenden offenen Fragen im 

Verhältnis zu Tschechien und zur Slowakei am 11. November 2003 unterzeichnet, 

zusammen mit seinen beiden EFTA-/EWR-Partnern Island und Norwegen, die 

dem Anliegen Liechtensteins zur Anerkennung der vollen Souveränität des Landes 

durch alle Vertragsparteien des Erweiterungsabkommens ihre grosse 

Unterstützung und Solidarität entgegenbrachten. Italien als EU-Vorsitzland und 

die EU-Kommission unterzeichneten ebenfalls am 11. November 2003. 

 

Das Erweiterungsabkommen sieht in Analogie zum EU-Beitrittsvertrag eine Reihe 

von Sonder- und Übergangsbestimmungen für die Integration dieser zehn Länder 

in den bestehenden Binnenmarkt vor. 

 

Die drei EFTA-/EWR-Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen sind nicht 

Vertragsparteien des EU-Beitrittsvertrags. Das EWR-Erweiterungsabkommen 

sieht daher spezifische Bestimmungen für diese drei Staaten vor. So werden die 

Beitragszahlungen der drei Staaten wegen des Einbezugs überproportional armer 

Regionen auf dem Gebiet der neuen EU-Mitglieder auf das (im Vergleich zu den 

bisherigen effektiven Kosten) Fünffache steigen (rund CHF 1,5 Millionen pro 

Jahr für Liechtenstein bis zum Jahr 2009). Andererseits war es Liechtenstein 
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möglich, seine im Rahmen des EWR bestehende Sonderlösung beim 

Personenverkehr zu verlängern und rechtlich deutlich besser  zu verankern. 

 

Die Regierung beurteilt die EWR-Erweiterung generell und die vereinbarten 

Lösungen im EWR-Erweiterungsabkommen als vorteilhaft für Liechtenstein. Aus 

wirtschaftlicher Sicht ist darauf hinzuweisen, dass sich der Binnenmarkt des EWR 

auf das Gebiet der zehn neuen EU-Staaten erweitert und der Exportindustrie und 

dem Finanzdienstleistungssektor neue Absatzchancen bietet. Aus politischer Sicht 

ist das weitere Zusammenwachsen bei der Zusammenarbeit in Europa zu 

begrüssen, weil es auch zu einer verfestigten europäischen Friedensordnung 

beiträgt. 

 

 

ZUSTÄNDIGE RESSORTS 

 

Ressort Äusseres, Ressort Präsidium, Ressort Wirtschaft 

 

 

BETROFFENE AMTSSTELLEN 

 

Liechtensteinische Mission in Brüssel; Stabsstelle EWR; Amt für Auswärtige 

Angelegenheiten, Ausländer- und Passamt. 
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Vaduz, den 27. Januar 2004 

P 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

 

 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und 

Antrag betreffend das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen 

Republik1, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, 

der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen 

Wirtschaftsraum (EWR-Erweiterungsabkommen) vom 14. Oktober 2003 zu 

unterbreiten. 

 

 

I. BERICHT DER REGIERUNG 

1. ANLASS / NOTWENDIGKEIT DER VORLAGE 
 

Am 1. Mai 2004 soll die Europäische Union (EU) und damit ihr Binnenmarkt 

durch 10 neue Mitgliedstaaten erweitert werden. Dies hat auch direkte 

Auswirkungen auf das EWR-Abkommen (EWRA) vom 2. Mai 1992, dem 

Liechtenstein am 1. Mai 1995 beigetreten ist. Insbesondere zur Gewährleistung 

der Homogenität des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den 

entsprechenden Binnenmarktbestimmungen ist eine parallele Erweiterung der 

EWR-Mitgliedschaft um die zehn neuen EU-Mitglieder unabdingbar. Die 

Homogenität des EWR, die eine Anpassung der nationalen Regeln der drei EFTA-

/EWR-Staaten an die Regeln des EU-Binnenmarkts beinhaltet und diesen somit 

auf die Märkte der drei EFTA-/EWR-Staaten ausdehnt, verlangt, dass sämtliche 

                                                 
1 Die Reihenfolge der Staaten im Titel des Übereinkommens erfolgt in alphabetischer Ordnung 
gemäss der jeweiligen Bezeichnung in der Landessprache.  
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neuen Mitglieder der EU und damit des EU-Binnenmarkts auch am EWR 

teilnehmen. 

 

Das Erweiterungsabkommen sieht in Analogie zum EU-Beitrittsvertrag eine 

Reihe von Sonder- und Übergangsbestimmungen für die Integration dieser zehn 

Länder in den bestehenden Binnenmarkt vor. Die drei EFTA-/EWR-Staaten 

Island, Liechtenstein und Norwegen sind nicht Vertragsparteien des EU-

Beitrittsvertrags. Das EWR-Erweiterungsabkommen sieht daher spezifische 

Bestimmungen für diese drei Staaten vor. Alle Vertragsparteien müssen dem 

EWR-Erweiterungsabkommen gemäss ihren internen Verfahren zustimmen. 

 

Zum Gesamtpaket „EWR-Erweiterungsabkommen“ gehören die folgenden zwei 

Teile, die der Zustimmung des Landtags bedürfen: 

 

• Das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, 

der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 

Polen der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Erweiterungsabkommen) vom 

14. Oktober 2003 (Beilage 1) mit den Anhängen A und B (Beilage 2) 

 

• Die Schlussakte zum EWR-Erweiterungsabkommen vom 14. Oktober 

2003 mit gemeinsamen und einseitigen Erklärungen (Beilage 3) 

 

Ausserdem wurden zwischen Norwegen bzw. Island und der Europäischen 

Gemeinschaft bzw. der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft folgende 

Abkommen abgeschlossen, die nicht der Zustimmung des Landtags bedürfen 

(Beilagen 4 – 7): 

 

• Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft über den Norwegischen Finanzierungs-

mechnismus für den Zeitraum 2004-2009 
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• Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts 

der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, 

der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 

Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der 

Slowakischen Republik zur Europäischen Union 

 

• Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des 

Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik 

Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik 

Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien 

und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union 

 

• Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte 

landwirtschaftliche Erzeugnisse 

 

 

2. AUSGANGSLAGE 

2.1 Erweiterung der Europäischen Union 

Im März 1998 begann mit damals zwölf beitrittswilligen Ländern der formale 

Verhandlungsprozess zu einer Erweiterung der EU, der nach deren Beitritt zu 

einem einheitlichen Wirtschafts- und Rechtsraum für über 500 Millionen 

Menschen führen soll. Nachdem zunächst Verhandlungen über einen Beitritt mit 

der so genannten „Luxemburg-Gruppe“ (Estland, Polen, Slowenien, Tschechische 

Republik, Ungarn und Zypern) aufgenommen worden waren, beschloss der 

Europäische Rat in Helsinki im Dezember 1999, mit sechs weiteren Ländern, der 

so genannten „Helsinki-Gruppe“ (Bulgarien, Lettland, Litauen, Malta, Rumänien 

und Slowakische Republik) in Erweiterungsverhandlungen einzutreten sowie der 

Türkei den Status einer Beitrittskandidatin zu verleihen. 
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Die Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder in die Europäische Union 

trifft der Europäische Rat bzw. der Ministerrat der EU, in welchem die 

Regierungen der EU-Mitgliedstaaten vertreten sind. Der Vorsitz dieses 

Ministerrats vertritt die von den Mitgliedstaaten vereinbarten Verhand-

lungspositionen. Jeder Beitritt muss vom Rat einstimmig beschlossen werden. Das 

Europäische Parlament wird regelmässig vom Fortgang der Verhandlungen 

unterrichtet und muss den ausgehandelten Beitrittsverträgen zustimmen. Nach der 

Unterzeichnung der Verträge müssen in jedem Mitgliedstaat und in den 

Kandidatenländern die Beitrittsverträge nach den Bestimmungen der jeweiligen 

nationalen Vorschriften ratifiziert werden. In den meisten Fällen bedarf es hierfür 

der nationalen parlamentarischen Zustimmung. In einigen Ländern hat die 

endgültige Zustimmung zu den Beitrittsverträgen auch über eine 

Volksabstimmung (Referendum) zu erfolgen. 

 

Auf dem Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs in Nizza im Dezember 

2000 wurden die institutionellen Vertragsänderungen beschlossen, um die 

Vorraussetzungen für die Aufnahme neuer Mitglieder in die EU zu schaffen. Die 

Neuverteilung der Stimmrechte im Ministerrat sowie die veränderten 

Sitzverhältnisse im Europäischen Parlament (EP), im Ausschuss der Regionen 

(AdR) und im Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) berücksichtigen die 

zukünftigen Mitglieder und deren jeweilige Bevölkerungszahl. Doch auch nach 

dem Vertrag von Nizza wurde die Notwendigkeit weiterer Reformen zur 

Erhaltung und Stärkung der politischen Handlungsfähigkeit der massiv 

erweiterten EU gesehen und im dazu einberufenen Konvent weiterverfolgt. Ein 

Europäischer Verfassungskonvent hat daher zuhanden einer „Intergouver-

nementalen Konferenz“ (Regierungskonferenz), die in Rom tagte, einen 

Vertragsänderungsvorschlag erarbeitet. In der Folge entstanden insbesondere 

Meinungsdifferenzen bezüglich der Zusammensetzung der Kommission und 

Stimmengewichtung für Entscheidungen des Rates, die auch im Rahmen des EU-

Gipfels von Mitte Dezember 2003 nicht beseitigt werden konnten. Die 

Verabschiedung der EU-Verfassung konnte somit noch nicht erfolgen. Unter dem 

EU-Vorsitz Irlands im ersten Halbjahr 2004 sollen realistische Szenarien für eine 

von allen EU-Mitgliedstaaten mit getragene Lösung entwickelt werden. 
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Beim Treffen des Europäischen Rats in Kopenhagen am 12. und 13. Dezember 

2002 einigten sich die EU-Mitgliedstaaten und 10 Beitrittsländer auf einen 

entsprechenden Beitrittsvertrag und ein Finanzpaket für die ersten Jahre der 

Erweiterung. Nach der Zustimmung des Europäischen Parlaments am 9. April 

2003 wurden die EU-Erweiterungsverträge am 16. April 2003 in Athen 

unterzeichnet. Somit wird die EU am 1. Mai 2004 um Estland, Lettland, Litauen, 

Polen, die Tschechische Republik, die Slowakische Republik, Ungarn, Slowenien, 

Malta und Zypern erweitert werden, unter der Voraussetzung, dass alle bisherigen 

und künftigen EU-Staaten bis dahin die Beitrittsverträge ratifiziert haben. Bisher 

haben nur sehr wenige Staaten2 das Zustimmungsverfahren zum EU-

Erweiterungsvertrag abgeschlossen. Das Zustimmungsverfahren zum EWR-

Erweiterungsabkommen ist in allen Staaten noch nicht abgeschlossen. Die 

Regierung wird den Landtag bei der Behandlung des Berichts und Antrags über 

den aktuellen Stand an Ratifikationen informieren. 

 

Der Europäische Rat von Kopenhagen hat darüber hinaus Leitlinien für die 

Fortsetzung des Prozesses mit jenen Ländern festgelegt, die an der jetzigen 

Erweiterungsrunde nicht beteiligt sind. Der Verhandlungsprozess mit den 

Bewerberländern Rumänien und Bulgarien soll weiter vorangebracht werden. 

Beide Länder werden in ihrem Ziel unterstützt, im Jahr 2007 eine Mitgliedschaft 

zu erreichen. Zur allfälligen Eröffnung der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 

soll Ende 2004 entschieden werden. Weitere Kandidaten für die EU-

Mitgliedschaft sind zu erwarten. So hat Kroatien bereits ein Beitrittsgesuch 

eingereicht. 

 

2.2 Das EWR-Abkommen vom 2. Mai 1992 

Das am 2. Mai 1992 unterzeichnete Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum (EWRA)3 liess einen Binnenmarkt entstehen, der einerseits die 

                                                 
2 Derzeitiger Stand: Dänemark, Deutschland, Luxemburg, Portugal, Litauen, Malta, Polen, Slowa-
kische Republik, Slowenien, Tschechische Republik 
3 Bericht und Antrag 1992 Nr. 46 betreffend das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum vom 2. Mai 1992; Zusatzbericht 1992 Nr. 92 zum Bericht und Antrag betreffend das Ab-
kommen über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992: Voraussetzungen, 
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Europäische Gemeinschaft (EG) und ihre Mitgliedstaaten und andererseits – mit 

Ausnahme der Schweiz - die Staaten der Europäischen Freihandelsassoziation 

(EFTA) umfasst. Das Abkommen trat Anfang 1994 in Kraft. Drei der damaligen 

EFTA-Mitgliedstaaten – Finnland, Österreich und Schweden – wurden in der 

Zwischenzeit Mitglieder der EU.  

 

Da das EWRA in Volksabstimmungen in der Schweiz am 6. Dezember 1992 

abgelehnt, in Liechtenstein am 11./13. Dezember 2003 aber angenommen worden 

war, wurde für die Verwirklichung der EWR-Mitgliedschaft Liechtensteins eine 

Reihe von Anpassungen im bilateralen Verhältnis zur Schweiz4 (insbesondere 

Art. 8 des Zollvertrags, was Liechtenstein gestattete, dem EWR auch ohne Beitritt 

der Schweiz beizutreten; „parallele Verkehrsfähigkeit von Waren“) und im 

Verhältnis Liechtensteins zu den EWR-Partnern notwendig. Ausserdem mussten 

verschiedene neue liechtensteinische Gesetze erlassen5 bzw. bestehende Gesetze 

abgeändert6 werden, damit – nach einer zweiten Volksabstimmung zum EWR-

Beitritt Liechtensteins am 7./9. April 1995 – Liechtenstein auf den 1. Mai 1995 

dem EWR beitreten konnte7.  

 

Vertragsparteien des derzeitigen EWR-Abkommens sind die 15 Mitgliedstaaten 

der EU und drei Mitgliedstaaten der EFTA – Island, Liechtenstein und Norwegen. 

 

                                                                                                                                      
Anforderungen, formelle und inhaltliche Aspekte sowie Konsequenzen eines allfälligen EG-
Beitrittsgesuchs für Liechtenstein 
4 Bericht und Antrag 1994 Nr. 93 betreffend die Teilnahme des Fürstentums Liechtenstein am Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR), 1. Teil: Bericht zum bilateralen Verhandlungsergebnis mit 
der Schweiz; Bericht und Antrag 1995 Nr. 1 betreffend die Teilnahme des Fürstentums Liechten-
stein am Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), 2. Teil: Bericht zum Verhandlungsergebnis mit 
den EWR-Vertragsparteien und zu den Auswirkungen der Teilnahme am Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) auf das Fürstentum Liechtenstein 
5 Z.B. Gesetz vom 22. März 1995 über das Zollwesen (LGBl. 1995 Nr. 92), Gesetz vom 22. März 
1995 über die Verkehrsfähigkeit von Waren (LGBl. 1995 Nr. 94), Gesetz über die Umsetzung und 
Kundmachung der EWR-Rechtsvorschriften (LGBl. 1995 Nr. 99), Gesetz vom 22. März 1995 über 
die Sicherheit von technischen Einrichtungen und Geräten (LGBl. 1995 Nr. 100) 
6 Z.B. Gesetz vom 22. März 1995 über die Abänderung des Kundmachungsgesetzes (LGBl. 1995 
Nr. 101) 
7 Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 (LGBl. 1995 Nr. 68); Be-
schluss des EWR-Rates Nr. 1/95 vom 10. März 1995 (LGBl. 1995 Nr. 70) 
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Das Ziel des EWRA besteht gemäss Art. 1 Abs. 1 EWRA darin, „ ... eine 

beständige und ausgewogene Stärkung der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 

zwischen den Vertragsparteien unter gleichen Wettbewerbsbedingungen und die 

Einhaltung gleicher Regeln zu fördern, um einen homogenen Europäischen 

Wirtschaftsraum (...) zu schaffen.“ 

 

Zur Verwirklichung der genannten Ziele umfasst das EWRA gemäss Art. 1 Abs. 2 

EWRA  

a) den freien Warenverkehr, 

b) den freien Personenverkehr, 

c) den freien Dienstleistungsverkehr, 

d) den freien Kapitalverkehr, 

e) die Einrichtung eines Systems, das den Wettbewerb vor Verfälschungen 

schützt und die Befolgung der diesbezüglichen Regeln für alle in gleicher 

Weise gewährleistet, sowie 

f) eine engere Zusammenarbeit in anderen Bereichen wie Forschung und 

Entwicklung, Umwelt, Bildungswesen und Sozialpolitik. 

 

2.3 Auswirkungen der EU-Erweiterung auf den Europäischen 

Wirtschaftsraum (EWR) 

 

Die Mitgliedschaft in der EU bedeutet grundsätzlich die vollständige Übernahme 

der bestehenden Rechtsvorschriften der EU, des so genannten Acquis 

communautaire, zum Zeitpunkt des Beitritts. Die Homogenität des EWR, die eine 

Anpassung der nationalen Regeln der drei EFTA-/EWR-Staaten an die Regeln des 

EU-Binnenmarkts beinhaltet und diesen somit auf die Märkte der drei EFTA-/ 

EWR-Staaten ausdehnt, verlangt, dass sämtliche neuen Mitglieder der EU und 

damit des EU-Binnenmarkts auch am EWR teilnehmen. Im Unterschied dazu gibt 

es für EFTA-(Neu-)Mitglieder ein Recht, aber keine Pflicht, den EWR-Beitritt zu 

beantragen.  

Art. 128 EWRA ist die rechtliche Grundlage für die EWR-Mitgliedschaft: 
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„1. Jeder europäische Staat, der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, 
und jeder europäische Staat, der Mitglied der EFTA wird, kann beantragen, 
Vertragspartei dieses Abkommens zu werden. Er richtet seinen Antrag an 
den EWR-Rat. 
 

2. Die Bedingungen für eine solche Beteiligung werden durch ein 
Abkommen zwischen den Vertragsparteien und dem antragstellenden Staat 
geregelt. Das Abkommen bedarf der Ratifikation oder Genehmigung durch 
alle Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren.“ 

 

Beim EWR-Beitritt der neuen EU-Mitglieder handelt es sich also um die parallele 

Ausweitung des EWR entsprechend dem dann bereits 25 EU-Mitgliedstaaten 

umfassenden EU-Binnenmarkt. Der EWR wird dann – unter Einschluss der 

Europäischen Gemeinschaft selbst – aus 29 Vertragspartnern bestehen8. In 

Anbetracht der politischen Perspektive sowie des Grundprinzips der Homogenität 

im EWR haben die EU-Beitrittsverhandlungen und deren Resultate in den EWR-

relevanten Gebieten die Bedingungen eines EWR-Beitritts für die zehn 

Kandidatenländer stark präjudiziert. So wäre es schwer vorstellbar, dass in 

gleichen Regelungsmaterien wesentlich unterschiedliche Anpassungen oder 

Übergangsfristen im Verhältnis der EU-Kandidatenländer zu den EU-

Mitgliedstaaten sowie im Verhältnis der EU-Kandidatenländer zu den drei  

EFTA-/EWR-Staaten sinnvoll nebeneinander bestünden. Trotzdem konnte 

spezifischen Situationen oder Gegebenheiten betreffend die Beziehungen 

zwischen den drei EFTA-/EWR-Staaten und den Kandidatenländern Rechnung 

getragen werden.  

 

Die EFTA-Staaten haben mit acht der zehn Beitrittsländer (nicht mit Malta und 

Zypern) je ein Freihandelsabkommen abgeschlossen. Diese Freihandelsabkommen 

betreffen im Wesentlichen den Warenverkehr und die wirtschaftlichen 

Beziehungen der EFTA-Staaten auf Vertragsebene zu den neuen EU-Ländern 

beruhen auf diesen Abkommen. Die Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-

                                                 
8 Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxem-
burg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien, Vereinigtes Königreich (15); Estland, 
Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakische Republik, Slowenien, Tschechische Republik, Un-
garn, Zypern (10); Europäische Gemeinschaft (1); Island, Liechtenstein, Norwegen (3) = 29 
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Staaten und der Tschechischen bzw. der Slowakischen Republik werden seit 

deren In-Kraft-Treten für die andern beteiligten Staaten von Liechtenstein 

angesichts der schon damals thematisierten offenen Fragen in den Beziehungen 

Liechtensteins zu diesen beiden Staaten aber (nur) provisorisch angewendet. Die 

Freihandelsabkommen werden mit dem In-Kraft-Treten der EU- bzw. EWR-

Erweiterung beendet. Zur Situation der Schweiz siehe unter Kap. 2.4. 

 

2.4 Die Situation der Schweiz und das Verhältnis zwischen Liechtenstein 

und der Schweiz 

 
Die Schweiz hat, nachdem sie nicht Mitglied des EWR ist, mit der EU im Jahr 

1999 sieben bilaterale sektorielle Abkommen abgeschlossen, die auf den 1. Juni 

2002 in Kraft getreten sind. Unter dem Sammelbegriff „Bilaterale I“ sind dies die 

Abkommen über Forschung, öffentliches Beschaffungswesen, gegenseitige 

Anerkennung von Konformitätsbewertungen (MRA), Landwirtschaft, 

Luftverkehr, Strassen- und Schienenverkehr sowie Freizügigkeit im 

Personenverkehr. Mit Ausnahme der Bestimmungen des Abkommens über 

Forschung wurden die Regelungen aus diesen Abkommen für die Beziehungen 

zwischen der Schweiz einerseits und  Liechtenstein, Island und Norwegen (den 

drei anderen EFTA-Staaten) andererseits in die revidierte EFTA-Konvention 

übernommen, die nunmehr seit dem 1. Juni 2002 als „Vaduzer Konvention“ in 

Kraft ist9.  

 

Sechs der sieben bilateralen Abkommen der Schweiz werden automatisch an die 

EU-Erweiterung angepasst. Beim Abkommen über die Personenfreizügigkeit sind 

jedoch Vertragsanpassungen nötig, über welche die Schweiz und die EU 

verhandeln. Diese Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen.  

 

Ausserdem überprüft die Schweiz derzeit, ob die im Rahmen der EFTA-

Freihandelsabkommen von der Schweiz bilateral mit einzelnen Beitrittsländern 

                                                 
9 LGBl. 2003 Nr. 189 
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abgeschlossenen Landwirtschaftsabkommen gekündigt werden müssen oder in 

Kraft bleiben können.  

 

Die Beendigung der EFTA-Freihandelsabkommen mit den Beitrittsländern kann 

für die Schweiz unter Umständen auch Probleme bei den Ursprungsnachweisen 

bringen. Auch dies wird derzeit überprüft. 

 

Im Rahmen der derzeit zwischen der Schweiz und der EU verhandelten bzw. in 

Verhandlung stehenden Abkommen zur Zinsertragsbesteuerung, zum 

Abgabenbetrug, zur Übernahme des Acquis von Schengen und Dublin, zu den 

verarbeiteten Landwirtschaftsprodukten usw. - so genannte „Bilaterale II“ – gelten 

die jeweiligen Abkommen dann ohnehin für die künftig 25 EU-Staaten. Die 

Abkommen aus dem Paket „Bilaterale II“ decken im Übrigen Bereiche ab, die 

nicht Gegenstand der Zusammenarbeit in der EFTA sind. Eine Anpassung der 

„Vaduzer Konvention“ ist daher, mit Ausnahme des Bereichs der verarbeiteten 

Landwirtschaftsprodukte, aus heutiger Sicht nicht notwendig. 

 

Das Verhältnis zwischen Liechtenstein und der Schweiz bedarf im Hinblick auf 

das EWR-Erweiterungsabkommen keiner Anpassungen. Es bestand auch kein 

Anlass für Liechtenstein, mit den EWR-Partnern aufgrund des Verhältnisses 

Liechtensteins zur Schweiz vertragliche Anpassungen im Hinblick auf die EWR-

Erweiterung vorzunehmen.  

 

 

3. DIE VERHANDLUNGEN 

 

3.1 Vorstadium der Verhandlungen 

Noch im Dezember 2002, nach Aushandlung ihres EU-Beitritts, reichten alle 10 

Beitrittsländer ihre Anträge um Aufnahme in den EWR gemäss Art. 128 EWRA 

ein. Die EWR-Beitrittsverhandlungen begannen offiziell am 9. Januar 2003. Die 

Hauptpunkte der Verhandlungen waren schon bekannt. Es handelte sich dabei 

einerseits um die Forderung der EU, dass die EFTA-/EWR-Staaten in massiv 
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erhöhtem Ausmass zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten zwischen den EWR-Ländern bzw. deren Regionen beitragen 

sollten. Ein entsprechender Finanzierungsmechanismus sollte überdies auf eine 

permanente Basis gestellt werden. Andererseits stellte sich die Frage der Zukunft 

des Handels mit Fisch und Fischereierzeugnissen zwischen Island und Norwegen 

einerseits und den Beitrittsländern andererseits. Die diesbezüglichen EFTA-

Freihandels-abkommen, bei welchen Island und Norwegen wie die Schweiz und 

Liechtenstein Vertragsparteien sind, werden - wie erwähnt - aufgrund des EU-

Beitritts der zehn Staaten durch das EU-Regime ersetzt10 und es werden somit 

bedeutend weniger weitreichende Konzessionen auf den Handel zwischen Island 

bzw. Norwegen und diesen Staaten Anwendung finden. Darüber hinaus verlangte 

die EU-Kommission aufgrund des grösseren Markts Quotensteigerungen im 

Bereich der Landwirtschaftsimporte (Norwegen) sowie in der für Liechtenstein 

wichtigen Frage des Personenverkehrs eine grössere Zahl an Aufenthalts-

bewilligungen. 

 

Von liechtensteinischer Seite wurde die EU-Erweiterung zwar stets begrüsst, aber 

bereits vor den Verhandlungen auf notwendige Sonderbestimmungen im Bereich 

des Personenverkehrs hingewiesen.  

 

3.2 Verhandlungsverlauf 

In der ersten Verhandlungsrunde am 9. Januar 2003, an der umfangreiche 

Delegationen der drei EWR/EFTA-Staaten, der Beitrittsländer, der EU-

Kommission, der EU-Präsidentschaft sowie einzelne Vertreter der Mitgliedstaaten 

teilnahmen, bestätigten sich bereits früher informell vernommene Positionen der 

Kommission betreffend Finanzbeiträge, Fisch und Quoten, nämlich 

 

• eine dauernde Festlegung des Finanzbeitrags der EFTA-/EWR-Staaten in 

etwa 30-facher Höhe des derzeit bestehenden Finanzinstruments 

                                                 
10 Dementsprechend werden die im Landesgesetzblatt publizierten EFTA-Freihandelsabkommen 
mit den neuen EU-Staaten zumindest für Island, Liechtenstein und Norwegen gegenstandslos. Zur 
Situation der Schweiz siehe Kap. 2.4. 
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(Forderungen von insgesamt EUR 2,7 Mrd. für die Periode 2004-2006 

aufgrund von Berechnungen basierend auf dem Struktur- und 

Kohäsionsfonds der EU);  

 

• keine Kompensationsverpflichtung für den Verlust des bestehenden freien 

Handels mit Fisch und Fischereierzeugnissen (jedoch wurde ein Entgegen-

kommen im Rahmen eines ausgeglichenen Verhandlungsergebnisses in 

Aussicht gestellt); 

 

• der Einfachheit halber eine Erhöhung der bestehenden Quoten im Agrar-

bereich sowie beim liechtensteinischen Personenverkehr von pauschal 

20%, was dem Bevölkerungszuwachs durch die EU-Osterweiterung ent-

spricht. 

 

Darüber hinaus wiederholte die EU-Kommission ihr Verständnis, dass die 

Übergangsfristen und Übergangsbestimmungen, die im EU-Beitrittsvertrag 

ausgehandelt wurden, auch für die EFTA-/EWR-Staaten akzeptabel und keine 

weiteren/anderen Übergangsregelungen notwendig seien. 

 

Von Seiten der EFTA-/EWR-Staaten wurde diesbezüglich die Position vertreten, 

dass 

 

• keine rechtliche Verpflichtung gemäss EWRA besteht, die 

Beitragszahlungen fortzusetzen, die EFTA-/EWR-Staaten jedoch gewillt 

seien, auch zukünftig Beiträge zur Reduktion der sozialen und 

wirtschaftlichen Ungleichheiten zur Verfügung zu stellen. Dies jedoch nur 

innerhalb des vom EWRA vorgegebenen Rahmens und im Hinblick auf ein 

ausgewogenes Verhandlungsresultat; 

 

• die EU-Erweiterung keine neuen Handelshemmnisse im Bereich des 

Fischhandels schaffen darf und daher eine Kompensation für den 

Freihandelsverlust notwendig ist; 
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• die besondere Situation Liechtensteins beim Personenverkehr zu 

berücksichtigen ist. 

 

Von Liechtenstein wurde die stets positive Haltung gegenüber der EU-

Erweiterung bekräftigt und auf die Notwendigkeit einer entsprechenden 

Sonderregelung im Personenverkehr hingewiesen. Darüber hinaus wurde eine 

Erhöhung der Zahlungen nur insoweit als gerechtfertigt angesehen, als ärmere 

Regionen in den EWR aufgenommen würden. Schliesslich wurde schon in einem 

Aide-mémoire vom 6. April 2003 auf die bestehenden bilateralen offenen Fragen 

zwischen Liechtenstein und der Tschechischen Republik sowie der Slowakischen 

Republik aufgrund entschädigungsloser Enteignungen liechtensteinischen 

Vermögens hingewiesen. Schon am 22. Oktober 2002 und erneut am 15. April 

2003 hatte der liechtensteinische Aussenminister im EWR-Rat entsprechende 

Erklärungen abgegeben. Siehe hierzu die ausführliche Darstellung in Kapitel 6.  

 

Die Beitrittländer sprachen sich generell für die von der Kommission verlangte 

Erhöhung des Finanzbeitrags aus und begrüssten ebenfalls die vorgeschlagene 

Quotenerhöhung im Landwirtschaftsbereich. Hinsichtlich des Fischhandels traten 

insbesondere die baltischen Staaten und Polen für eine (quantitative) Beibehaltung 

des bestehenden Fischhandels ein, auf den ihre Fisch verarbeitenden Industrien 

stark angewiesen sind. 

 

In der folgenden Verhandlungsrunde, welche im vereinbarten Zwei-Wochen-

Rhythmus abgehalten wurde, konnten keine Fortschritte erzielt werden. Jede Seite 

beharrte auf ihren Anfangspositionen. Dazu kam, dass nicht nur die Forderungen, 

sondern auch die jeweiligen Prinzipien, auf denen sie basierten, sehr stark 

divergierten. So kam es bereits früh zu einer Blockade und das nächste Treffen 

fiel aus Mangel an Fortschritten aus. Da sich in den Plenarverhandlungen kein 

Fortschritt erzielen liess, wurden nach einer Reihe informeller Kontakte drei 

technische Arbeitsgruppen zu den Bereichen 

 

• Fisch und Fischereierzeugnisse 

• Finanzinstrument (Anwendung von Art. 115 EWRA) 
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• Landwirtschaftliche und verarbeitete landwirtschaftliche Produkte 

 

eingesetzt mit dem Ziel, eine gemeinsame Ausgangsbasis zu erstellen sowie 

gemeinsame Referenzpunkte und Referenzgrössen festzulegen. In der 

Arbeitsgruppe Landwirtschaft, in der es ausschliesslich um die Erhöhung der 

Quoten ging, die Norwegen der EU gewährte, nahmen sowohl Island als auch 

Liechtenstein nur als Beobachter teil. 

 

Die in den Arbeitsgruppen erzielten Ergebnisse erleichterten anschliessend die 

Wiederaufnahme der Verhandlungen. Auch zum Fischhandel zeichneten sich 

mögliche Lösungen ab. Von Seiten der EFTA-/EWR-Staaten wurde ein 

Finanzbeitrag von EUR 72 Mio./Jahr angeboten. Dieses Angebot wurde ergänzt 

durch ein bilaterales Angebot Norwegens in etwa derselben Höhe, das allerdings 

nur den zehn Beitrittsländern zugute kommen soll. Der Beitrag der EFTA-/EWR-

Staaten als solcher schliesst hingegen auch die bisherigen EU-Mitgliedstaaten 

Griechenland, Portugal und Spanien als mögliche Empfängerstaaten mit ein. 

 

In intensivierten Verhandlungen konnten in der Folge in allen Bereichen massive 

Fortschritte verzeichnet werden. Von Seiten Liechtensteins wurde diese Zeit 

genutzt, um seine Anliegen zur Verbesserung der Absicherung der Lösung beim 

Personenverkehr zu konkretisieren. Es zeichnete sich dabei ab, dass 

Verbesserungen zu erreichen waren. 

 

Für den 10. April 2003 war in Aussicht genommen worden, ein 

Verhandlungsprotokoll zu unterzeichnen, welches das Verhandlungsergebnis 

festschreiben und als Grundlage für die Ausarbeitung des endgültigen Textes 

dienen sollte. Dazu kam es nicht, da mit Polen noch Probleme hinsichtlich der 

Importquoten für Fisch bestanden und Nachverhandlungen notwendig waren. Erst 

zwei Monate später, Anfang Juni 2003, wurde eine Lösung gefunden. Auch 

andere Unklarheiten konnten bis dahin ausgeräumt werden, sodass eine erste 

vollständige Version des Erweiterungsabkommens, einschliesslich der bilateralen 

Lösungen mit Island und Norwegen beim Fischhandel und im 

Landwirtschaftsbereich, zur jeweiligen internen Prüfung vorlag.  
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Die Paraphierung11 der Texte fand am 3. Juli 2003 unter liechtensteinischem 

Vorsitz im Brüssel statt. Es wurde kurzfristig eine Erklärung bezüglich der 

Anwendung des EWRA auf das Gebiet Zyperns eingefügt sowie eine slowenische 

Initiative für eine Erklärung bezüglich des Verteilungsschlüssels beim EWR-

Finanzinstrument initiiert. 

 

Am 13. Oktober 2003 haben alle Vertragsparteien, mit Ausnahme Liechtensteins, 

Islands und Norwegens (siehe hierzu Kapitel 6) sowie der EU-Kommission und 

des Landes im Vorsitz (Italien), das als letztes Land unterzeichnet, das 

Erweiterungsabkommen unterzeichnet. Liechtenstein, Island und Norwegen 

unterzeichneten das Abkommen am 11. November 2003 in Vaduz, Italien und die 

EU-Kommission am gleichen Tag in Brüssel. Das Abkommen und die 

Schlussakte tragen aber trotzdem das Datum vom 14. Oktober 2003 und beide 

Instrumente sollen am 1. Mai 2004 für alle Vertragsparteien in Kraft treten. 

 

 

3.3 Die näheren Gründe für die Verzögerung der Paraphierung bzw. 

Unterzeichnung des Erweiterungsabkommens 

 
Da für die Unterzeichnung des EU-Erweiterungsabkommens der 16. April 2003 

(EU-Gipfel in Athen) vorgesehen war, stand schon vor Beginn der Verhandlungen 

fest, dass auch für die EWR-Erweiterungsverhandlungen das Datum des 16. April 

2003 massgebend sein sollte. Dies hätte eine parallele Unterzeichnung sowohl des 

EU-Erweiterungsvertrags als auch des EWR-Erweiterungsabkommens durch die 

Vertragsparteien auf EU-Seite erlaubt; beide Abkommen hätten gemeinsam das 

jeweilige nationale Zustimmungsverfahren durchlaufen können und es wäre somit 

die Gewähr für eine synchrone Erweiterung der EU sowie des EWR geschaffen 

worden.  

 

                                                 
11 Bei der Paraphierung handelt es sich nicht um die Unterzeichnung, sondern die Verhandlungs-
leiter setzen ihre Initialen unter die vereinbarten Texte und bringen damit ihre vorläufige Einigung 
zum Ausdruck. Die nationalen Zustimmungsverfahren betreffend Unter-zeichnung und Ratifikati-
on bleiben damit vorbehalten.  
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Im Hinblick auf dieses für die Unterzeichnung geplante Datum vom 16. April 

2003 war die Paraphierung des EWR-Erweiterungsabkommens ursprünglich für 

Ende März/Anfang April 2003 vorgesehen. Es zeichnete sich aber schon früh ab, 

dass aufgrund der in Kap. 3.2 dargestellten, weit auseinander liegenden 

Anfangspositionen – vor allem in den Bereichen Finanzen und Fisch – ein 

zeitgerechter Abschluss der Verhandlungen mit Unterzeichnung Mitte April nicht 

zu erreichen sein würde: Auf EU-Seite bedurfte es der Zeit, um nach Abschluss 

der formellen Verhandlungen das in Englisch abgefasste EWR-

Erweiterungsabkommen in sämtliche Sprachen zu übersetzen und das EU-interne 

Genehmigungsverfahren zu durchlaufen. Erst dann konnte die Unterzeichnung 

vorgenommen werden.  

 

Angesichts der Verhandlungsverzögerungen – im März waren noch keine 

Lösungen betreffend Finanzbeiträge und Fischhandel gefunden – war auch eine 

Paraphierung ausgeschlossen und es wurde der Versuch unternommen, am 

10. April 2003 ein Verhandlungsprotokoll zur Unterzeichnung vorzubereiten. 

Dieses Protokoll hätte die kurz zuvor gefundenen Verhandlungsergebnisse 

kursorisch festhalten sollen. Die Details hätten dann auf dessen Grundlage, 

vorwiegend ohne formelle Treffen der Verhandlungsdelegationen, verhandelt 

werden sollen. Am Treffen vom 10. April 2003 verweigerte jedoch Polen seine 

Zustimmung vor allem aus Widerstand gegen die getroffene Lösung zum Bereich 

Fisch und blockierte somit dieses Vorhaben. 

 

Aufgrund der dadurch entstandenen Verzögerungen wurde am 30. April 2003 

beschlossen, direkt auf Basis des Erweiterungsabkommens weiterzuarbeiten und 

auf ein Verhandlungsprotokoll des genannten Inhalts zu verzichten. Inhaltlich 

konnten die Verhandlungen erst Ende Juni 2003 beendet werden. Die 

Paraphierung des Abkommens durch die Verhandlungsleiter fand am 3. Juli 2003 

statt.  

 

Anschliessend begann der EU-interne Zustimmungsprozess, der bedeutend mehr 

Zeit als geplant in Anspruch nahm. Damit wurde eine Unterzeichnung vor den 

Sommerferien 2003 nicht mehr möglich. Auch Anfang September 2003 war das 

EU-interne Verfahren noch nicht abgeschlossen und der Termin für die 
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Unterzeichnung wurde kontinuierlich nach hinten geschoben, als Zieldaten waren 

Mitte September, Ende September und Ende Oktober im Gespräch. Anfang 

Oktober 2003 entstand auf Initiative der italienischen EU-Präsidentschaft 

Bewegung und der 13. oder 14. Oktober wurden ins Auge gefasst. Wenige Tage 

vor der geplanten Unterzeichnung kristallisierte sich der 14. Oktober heraus12. 

Aufgrund der offenen Fragen im Verhältnis Liechtensteins zur Tschechischen 

Republik und zur Slowakischen Republik (siehe Kapitel 6) wurde das Abkommen 

von den noch ausstehenden Vertragsparteien am 11. November 2003 

unterzeichnet.  

 

3.4 Allfällige provisorische Anwendung des EWR-Erweiterungs-

abkommens 

 
In Anbetracht der zum Teil langwierigen internen Ratifikationsverfahren 

verschiedener Vertragsparteien kann es sein, dass das EWR-Erweiterungs-

abkommen nicht von allen Vertragsparteien bis zum 1. Mai 2004 ratifiziert sein 

wird und somit formell nicht am 1. Mai 2004 in Kraft treten kann. Um dennoch 

die gewünschte simultane Erweiterung der EU sowie des EWR zu ermöglichen 

und nachteilige Wirkungen zu vermeiden, sind Abklärungen betreffend die 

provisorische Anwendung des EWR-Erweiterungsabkommens im Gange. Diese 

provisorische Anwendung würde dann die Zeit vom 1. Mai 2004 bis zum 

formellen In-Kraft-Treten des EWR-Erweiterungsabkommens abdecken. Nach 

Vorschlag der EU-Kommission würde die provisorische Anwendung über einen 

Briefwechsel unter allen beteiligten Vertragsparteien vereinbart werden. Diesen 

Briefwechsel würde die Regierung mit separatem Beschluss zu gegebener Zeit 

genehmigen. Die allfällige provisorische Anwendung hat die Regierung bereits 

am 27. Januar 2004 grundsätzlich beschlossen. 

 

Die Regierung geht davon aus, dass Liechtenstein nach erfolgter Zustimmung des 

Landtags und nach Ablauf der Referendumsfrist die Ratifikationsurkunde 

                                                 
12 Wie erwähnt unterzeichnete ein Grossteil der Vertragsparteien aber trotzdem am 13. Oktober 

2003. 
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rechtzeitig vor dem 1. Mai 2004 hinterlegen kann. Sie erachtet es daher nicht für 

erforderlich, dass der Landtag der provisorischen Anwendung des Abkommens 

die Zustimmung erteilen müsste, da sich inhaltlich aus dem Abkommen für 

Liechtenstein nichts ändern würde – in der Annahme, dass alle künftigen 

Vertragsparteien der vorläufigen Anwendung ebenfalls zustimmen. 

 

 

4. SCHWERPUNKTE DES EWR-ERWEITERUNGSABKOMMENS 
 

4.1 Inhalt des EWR-Erweiterungsabkommens 

 
Das EWR-Erweiterungsabkommen besteht aus einem Hauptteil (dem 

Übereinkommen selbst, Beilage 1), den integralen Bestandteil des Abkommens 

bildenden Anhängen A und B (Beilage 2) sowie einer Schlussakte (Beilage 3). 

Bereits Mitte 2002 wurde in Absprache mit der EU-Kommission ein Modell für 

das EWR-Erweiterungsabkommen erstellt. Auf EU-Seite bestand mit dem EU-

Beitrittsvertrag für die zehn Beitrittsländer ein Vertragswerk von rund 5000 Seiten 

Umfang. Darin sind sämtliche Aspekte des EU-Beitritts für die zehn 

Beitrittsländer festgelegt. Somit war auch das EWR-relevante Recht des EU-

Acquis mit umfasst und Ergänzungen zu solchen Rechtsakten bzw. Anpassungen 

an solche Rechtsakte sowie diesbezügliche Übergangsfristen oder 

Übergangsregelungen waren darin enthalten. Im EWR-Erweiterungsabkommen 

sollte dieser Umstand genutzt und es sollte so weit wie möglich die 

Referenztechnik verwendet werden. Dies bedeutet, dass Anpassungen oder 

Übergangsregelungen zu Rechtsakten, welche Bestandteil des EWRA sind, nicht 

explizit ins Erweiterungsabkommen aufgenommen wurden, sondern die 

Ergänzungen, Anpassungen und Übergangsbestimmungen durch Verweis auf den 

EU-Beitrittsvertrag - „wie durch den Beitrittsvertrag modifiziert“ - übernommen 

werden. 

 

Es lassen sich inhaltlich primär zwei Kategorien von durch Verweis 

übernommenen Bestimmungen unterscheiden: 
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a) Rein technische Anpassungen zu Rechtsakten, die aufgrund des 

Neubeitritts der 10 Staaten nötig werden.13 Diese Anpassungen sind in 

Anhang A zu finden. 

 

b) Aus den EU-Beitrittsverhandlungen resultierende Übergangs-/Sonderre-

geln zu Rechtsakten betreffend einzelne (oder mehrere) Beitrittsländer.14 

Auf diese wird in Anhang B verwiesen. Auf die ebenfalls darunter 

fallenden EU-Übergangsfristen zum Personenverkehr wird nachfolgend 

detaillierter eingegangen. 

 

Eine Konkordanztabelle zu den Verweisen im Erweiterungsabkommen und den 

entsprechenden Fundstellen im EU-Beitrittsvertrag ist in Beilage 8 enthalten.  

 

4.11 Ausnahmeregeln und Übergangsbestimmungen 

 
Bei der Erweiterung des EWR stellten sich neben dem Inhalt der Verhandlungen 

oder den oben erwähnten rein technischen Aspekten auch Fragen zu gemischten 

Themen. Wie bereits vor Abschluss der Erweiterung seitens der EFTA-/EWR-

Staaten angedeutet und später während der Plenarversammlungen verdeutlicht 

wurde, sollten die ausgehandelten Übergangslösungen so weit wie möglich in den 

EWR übernommen werden.  

 

Dies geschah bezüglich des Inhalts. Doch stellten sich auch prozedurale Fragen, 

da einige der Ausnahmeregeln bzw. Übergangsbestimmungen zu ihrer 

Durchführung Zuständigkeiten an EU-Institutionen übertragen. Daraus 

resultierten Fragen im Hinblick auf die Verfahren und jeweiligen Zuständigkeiten 

                                                 
13 Beispiel: diverse Richtlinien beinhalten nummerierte Listen der Mitgliedstaaten oder 
Bezeichnungen von nationalen Behörden oder Berufen in den jeweiligen Staaten, die unter die 
Regelungen der Richtlinie fallen. Solche Listen müssen daher rein technisch um die 10 neuen 
Staaten, die Namen von deren Behörden oder die jeweils in den Staaten verwendeten 
Berufsbezeichnungen ergänzt und neu nummeriert werden. 
14 So wurden den Beitrittsländern diverse Fristen eingeräumt, bis zu deren Ablauf Rechtsakte in 
den verschiedensten Gebieten umzusetzen oder gewisse nicht Acquis-konforme Situationen 
auszumerzen sind. 



26 

 

26

in der EFTA-Säule, z.B. betreffend die Übergangsfristen im Personenverkehr mit 

den Beitrittsländern, Kabotage (nationaler Strassengüterverkehr) oder aber 

hinsichtlich der neu geschaffenen Binnenmarkt-Schutzklausel. Solche im EU-

Beitrittsvertrag ausgehandelte Lösungen wurden ebenfalls durch Verweis in 

Anhang B in das EWR-Erweiterungsabkommen übernommen.  

 

Die institutionellen Anpassungen betrafen Bestimmungen, gemäss denen die 

Kommission und/oder der Rat Funktionen wahrnehmen, welche mit dem 

institutionellen Aufbau der EFTA-Säule in Einklang zu bringen waren und nicht 

schon durch die horizontalen Anpassungen von Protokoll 1 EWRA gedeckt sind. 

Solche institutionellen Anpassungen sind im durch das Erweiterungsabkommen 

eingeführten neuen Protokoll 4415 enthalten, auf das auch in den relevanten Teilen 

des Anhangs B verwiesen wird. Dieses Protokoll 44 sieht vor, dass in 

entsprechenden Fällen die bestehende Schutzklausel des EWRA, Art. 112, mit 

dem darin enthaltenen Verfahren (wobei die Fristen und Auswirkungen auf die 

Übergangsbestimmungen angepasst wurden) zur Anwendung kommt. Siehe 

hierzu auch die Fussnoten zu den Kapiteln 4.11 und 4.12.  

 

4.12 Der Personenverkehr im Verhältnis der bisherigen EU-Staaten zu den 

neuen EU-Staaten 

Im Verhältnis der derzeitigen EU-Mitgliedstaaten zu Malta und Zypern und 

umgekehrt gilt ab dem In-Kraft-Treten des EU-Beitrittsvertrags am 1. Mai 2004 

volle Freizügigkeit.16 Gegenüber den anderen acht Beitrittsländern bestehen 

Übergangsbestimmungen zum Acquis im Bereich des Personenverkehrs, welche 

ausschliesslich die Arbeitnehmer und deren Zugang zum Arbeitsmarkt betreffen. 

Daraus folgt, dass es mit Ausnahme der Personengruppe der Arbeitnehmenden 

keine Übergangsvorschriften für andere Personengruppen gibt (abgesehen von 

den Möglichkeiten Deutschlands und Österreichs, in bestimmten Fällen im 

                                                 
15 Siehe im EWR-Erweiterungsabkommen, „2. Anpassungen der Protokolle zum EWR-
Abkommen“, Bst. c: Protokoll 44 über die Schutzmechanismen der Beitrittsakte vom 16. April 
2003. 
16 Malta hat jedoch die Möglichkeit, einseitig eine Schutzklausel zur Aussetzung des Acquis bei 
tatsächlichen oder voraussehbaren Störungen des Arbeitsmarktes zu ergreifen.  
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Bereich der Dienstleistungen Einschränkungen zu machen). Somit kommt für 

Selbständige, Pensionisten, Studenten, Touristen und andere nicht erwerbstätige 

Personen ab dem In-Kraft-Treten des EU-/EWR-Beitrittsvertrages der Acquis zur 

Anwendung. Die Errichtung einer geschäftlichen Niederlassung, der 

grenzüberschreitende Dienstleistungsverkehr sowie die erwerbslose 

Wohnsitznahme können nicht beschränkt werden. 

 

Diese Übergangsbestimmungen sehen vor, dass jeder Mitgliedstaat während der 

ersten zwei Jahre nach der Erweiterung anstelle des Acquis nationale 

Rechtsvorschriften für Staatsangehörige aus den jeweiligen Beitrittsländern 

anwenden kann. Staatsangehörige der neuen Mitgliedstaaten können demnach in 

Bezug auf den Zugang zum Arbeitsmarkt wie Drittstaatsangehörige behandelt 

werden. Vor Ablauf dieser zwei Jahre soll der Rat, gestützt auf einen Bericht der 

Kommission, die Funktionsweise dieser Übergangsregelungen prüfen. Bei 

Abschluss dieser Prüfung und spätestens zwei Jahre nach der Erweiterung können 

die derzeitigen Mitgliedstaaten mitteilen, ob sie für weitere drei Jahre die 

nationalen Rechtsvorschriften beibehalten oder auf den Acquis umstellen. Nach 

Ablauf dieser weiteren drei Jahre, während dieser die Mitgliedstaaten jederzeit auf 

den Acquis umstellen können, kann ein Mitgliedstaat im Falle schwerwiegender 

Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr derartiger Störungen nach 

entsprechender Mitteilung an die Kommission seine nationalen 

Rechtsvorschriften während maximal zwei weiterer Jahre anwenden. Die 

derzeitigen Mitgliedstaaten haben demnach bei Vorliegen der genannten 

Bedingungen die Möglichkeit, anstelle des Acquis ihre nationalen 

Rechtsvorschriften für insgesamt sieben Jahre beizubehalten (Regel 2+3+2).  

Zusätzlich zu diesen Übergangsfristen besteht für diejenigen Staaten, die während 

der sieben Jahre zum Acquis übergehen, was ab dem 3. Jahr möglich ist, eine 

Schutzklausel. Diese kann angerufen werden, wenn ein solcher Mitgliedstaat auf 

seinem Arbeitsmarkt Störungen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche 

Gefährdung des Lebensstandards oder des Beschäftigungsstandes in einem 

bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich bringen könnten. In einem solchen Fall hat 

der Mitgliedstaat die Kommission davon in Kenntnis zu setzen und diese um 
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teilweise oder vollständige Aussetzung des Acquis zu ersuchen17. Die 

Kommission muss innerhalb von zwei Wochen eine Entscheidung treffen. Bis zu 

zwei Wochen nach der Entscheidung der Kommission kann jeder Mitgliedstaat 

beim Rat die Nichtigerklärung oder Abänderung dieser Entscheidung beantragen. 

Der Rat hat sodann innerhalb von zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit zu 

entscheiden. 

 

Dieses institutionelle Vorgehen wurde an die EFTA-Säule angepasst, indem die in 

Art. 112 EWRA vorgesehene allgemeine Schutzklausel mit dem darin 

enthaltenen, 1992 vereinbarten institutionellen Verfahren auf solche Fälle 

angepasst angewendet wird. So sollen die Fristen sowie der Anwendungsbereich 

und die Wirkungen der Personenverkehrsschutzklausel, die ein flexibleres und 

spezifischeres Vorgehen erlaubt, auch für die Anwendung von Art. 112 EWRA 

gelten. Unabhängig davon bleibt jedoch die generelle EWR-Schutzklausel des 

Art. 112 weiter bestehen und anwendbar. 

 

Diese Übergangsregelungen enthalten darüber hinaus diverse Einschränkungen 

der zulässigen nationalen Bestimmungen. So dürfen die nationalen Bestimmungen 

nach bzw. seit der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags nicht mehr verschärft 

werden18. Arbeitnehmer aus den neuen Mitgliedstaaten und ihre Familien dürfen 

unter den weiterhin anwendbaren nationalen Vorschriften allerdings ab Beitritt 

nicht restriktiver behandelt werden als Arbeitnehmer und deren Familien aus 

Drittstaaten.  

 

Des Weiteren gibt es verschiedene Bestimmungen, welche die Situation von 

Arbeitnehmenden aus den neuen Mitgliedstaaten, die sich bereits in einem 

                                                 
17 Lediglich in dringenden und aussergewöhnlichen Fällen kann ein Mitgliedstaat den 
diesbezüglichen Acquis oder Teile davon selbst aussetzen und die Kommission nachträglich, unter 
Angabe der Gründe, informieren.  
18 Dies bedeutet, dass die bei der Unterzeichnung geltenden nationalen Bestimmungen, denen 
Arbeitnehmende aus den neuen Mitgliedstaaten zum damaligen Zeitpunkt unterlagen, das für die 
ersten 2 Jahre nach dem Beitritt zulässige „Behandlungsminimum“ darstellen. 
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bisherigen EU-Mitgliedstaat aufhalten, regeln bzw. den nationalen 

Rechtsvorschriften diesbezüglich Grenzen setzen19. 

 

4.13 Anwendung auf Liechtenstein 

Die Sonderregelung für Liechtenstein zum Personenverkehr (siehe Kapitel 4.4) 

gilt unabhängig von den in den Kapiteln 4.11/4.12 besprochenen 

Übergangsbestimmungen. 

 

Gemäss dem Verweis in Anhang B zum Erweiterungsabkommen ist es auch den 

EFTA-/EWR-Staaten, darunter Liechtenstein, während der Übergangsfrist erlaubt 

bzw. in den ersten beiden Jahren verpflichtend, auf Arbeitnehmende20 aus den 

neuen Mitgliedstaaten nationale Rechtsvorschriften anstelle des Acquis 

anzuwenden. Die diesbezüglichen Fristen und Bedingungen gelten entsprechend, 

sodass auch das Verschärfungsverbot ab Unterzeichnung des EWR-

Erweiterungsabkommens gilt. Da die Übergangsbestimmungen zur Anwendung 

der nationalen Rechtsvorschriften führen, sind diese für die Behandlung von 

Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedstaaten massgebend.  

 

Die nationalen Vorschriften in Liechtenstein unterscheiden – abgesehen von den 

Bestimmungen betreffend schweizerische Staatsangehörige - derzeit zwischen 

Drittstaatsangehörigen und EWR-Angehörigen. Den EWR-Angehörigen werden 

unterschiedslos Rechte eingeräumt und Pflichten auferlegt. Da Staatsangehörige 

aus den neuen Mitgliedstaaten nach dem In-Kraft-Treten der EWR-Erweiterung 

ebenfalls zu EWR-Angehörigen werden, würden gemäss geltendem Recht dann 

die EWR-Bestimmungen auf sie Anwendung finden.  

                                                 
19 Es handelt sich dabei um Arbeitnehmende, die am Tag des Beitritts (bzw. danach) rechtmässig 
in einem derzeitigen Mitgliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 
Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren. Sie haben Zugang 
(nur) zu diesem Arbeitsmarkt (nicht hingegen zu den Arbeitsmärkten anderer Mitgliedstaaten). 
Zudem kommt für sie der volle Acquis zur Anwendung. Erst wenn sie den (jeweiligen) 
Arbeitsmarkt freiwillig verlassen, verlieren sie ihre Rechte.  
20 Anhang B des Erweiterungsvertrag verweist auf die Übergangsfristen in Bezug auf Anhang V 
(Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang VIII (Niederlassungsfreiheit) des EWR-
Abkommens. Aus dem Verweis auf Anhang V und VIII folgt, dass die selbstständig Erwerbs-
tätigen nur in Bezug auf eine Wohnsitznahme in Liechtenstein betroffen sind. 
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Allerdings ist es während der Dauer der Übergangsbestimmungen zulässig, die 

Rechtslage, die auf Staatsangehörige der neuen Mitgliedstaaten vor der 

Unterzeichnung des Erweiterungsabkommens Anwendung fand (z.B. die Regeln 

für Drittstaatsangehörige), auch nach dem Beitritt beizubehalten. Erlaubt ist dies, 

wie bereits erwähnt, bezüglich des Zugangs des Arbeitnehmers zum Arbeitsmarkt. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass solche Arbeitnehmer (und ihre Familien) 

nicht schlechter als Arbeitnehmer aus einem Drittland behandelt werden dürfen. 

 

Die EFTA-/EWR-Staaten haben in der Schlussakte eine „Gemeinsame Erklärung 

zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer“ abgegeben, die inhaltlich der Gemeinsamen 

Erklärung der EU-Staaten entspricht, darüber hinaus aber noch die 

Sonderregelung für Liechtenstein mit berücksichtigt und Folgendes festhält: 

 

„Die EFTA-Staaten weisen mit Nachdruck auf die wichtige Rolle hin, die 

Differenzierungen und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit der 

Arbeitnehmer spielen. Sie bemühen sich, den Zugang zum Arbeitsmarkt für 

Staatsangehörige [es werden nun die zehn neuen EU-Mitgliedstaaten genannt] im 

Rahmen des nationalen Rechts zu erweitern, um die Angleichung an den 

Besitzstand zu beschleunigen…Für Liechtenstein21 wird dies nach Massgabe der 

in den Sektoralen Anpassungen zu Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) 

und Anhang VIII (Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens vorgesehenen 

Sonderregelungen geschehen.“ 

 

Die Sonderlösung für Liechtenstein beim Personenverkehr (Kapitel 4.4), die auch 

nach der Erweiterung in quantitativ unverändertem Ausmass gilt, erlaubt es, den 

Zuzug von EWR-Staatsangehörigen grundsätzlich zu beschränken. Diese 

Regelung umfasst sämtliche Kategorien, Arbeitnehmende wie selbständig 

Erwerbstätige oder Nichterwerbstätige. Im Unterschied zu den erwähnten 

Übergangsbestimmungen, verfügt Liechtenstein somit über ein weiteres und 

umfassenderes Instrumentarium im Personenverkehrsbereich.  

 

                                                 
21 Hervorhebung eingefügt. 
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Aufgrund der angespannten Situation auf dem liechtensteinschen Arbeitsmarkt hat 

die Regierung beschlossen, zumindest zwei Jahre lang von der Übergangsfrist 

Gebrauch zu machen. Nach derzeitigem Informationsstand wird eine ganze Reihe 

von EWR-/EU-Staaten die Übergangsfrist nutzen, darunter Island, die 

Niederlande und – aller Voraussicht nach – auch Deutschland und Österreich. Je 

mehr Staaten von der Übergangsfrist Gebrauch machen, desto mehr wird sich der 

auf den Arbeitsmarkt bezogene Druck auf die Staaten erhöhen, die ab Beitritt die 

Freizügigkeit gemäss Acquis gewähren. Auch aus diesem Grund scheint es für 

Liechtenstein angebracht, parallel zu den EWR-Nachbarstaaten vorzugehen. 

 

Es ist zu betonen, dass bei entsprechendem Bedarf der liechtensteinischen 

Arbeitgeber und ausreichender Berufsausbildung und Berufserfahrung auch 

Staatsangehörigen der neuen Mitgliedstaaten der Zugang zum liechtensteinischen 

Arbeitsmarkt über die bestehenden Bestimmungen für Drittstaatsangehörige 

mittels einer Grenzgängerbewilligung gemäss Art. 52 ff PVO gewährt werden 

kann22.  

 

Um sicherzustellen, dass die Staatsangehörigen der neuen Mitgliedstaaten für die 

Dauer der Übergangsfrist wie Drittstaatsangehörige behandelt werden, ist im 

liechtensteinischen Recht eine entsprechende Anpassung der 

Personenverkehrsverordnung (PVO), LGBl. 2000 Nr. 99 in der geltenden 

Fassung, vor dem 1. Mai 2004 vorzunehmen. Entsprechende Vorarbeiten sind 

bereits im Gange. 

 

4.14 Die Binnenmarkt-Schutzklausel 

In Art. 38 des EU-Beitrittsvertrags ist eine so genannte Binnenmarkt-

Schutzklausel enthalten, die es der Kommission erlaubt, entsprechende 

Massnahmen zu setzen, wenn ein neuer Mitgliedstaat seinen 

Umsetzungsverpflichtungen im Binnenmarktbereich nicht nachkommt und daher 

                                                 
22 Davon zu unterscheiden ist die Grenzgängermeldebestätigung gemäss Art. 65ff PVO an EWR- 
Staatsangehörige der bisherigen EWR-Staaten. 
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das Funktionieren des Binnenmarkts ernsthaft stört oder gefährdet. Diese 

Schutzklausel besteht während der ersten drei Jahre nach der Erweiterung. 

 

Für den EWR wurde diese Klausel im durch das Erweiterungsabkommen neu 

eingeführten Protokoll 44 insofern angepasst, als das gewöhnliche Entscheidungs-

bzw. Übernahmeverfahren des EWRA (Beschluss des Gemeinsamen 

Ausschusses) auch auf solche Entscheidungen der Kommission Anwendung 

findet, die aufgrund der Binnenmarkt-Schutzklausel ergehen. 

 

4.15 Die generelle (wirtschaftliche) Schutzklausel 

Die im EU-Beitrittsvertrag enthaltene generelle Schutzklausel entspricht grossteils 

der Schutzklausel des Art. 112 EWRA. Im EWR-Kontext wird auch Art. 112 

EWRA, mit der entsprechenden Anpassung hinsichtlich des Anwendungsbereichs 

und der Wirkung an die spezifische Klausel im EU-Beitrittsvertrag (vgl. neues 

Protokoll 44 und Fussnoten zu Kap. 4.13), stattdessen anzuwenden sein. Die 

EWR-Schutzklausel bleibt unabhängig davon auch in ihrer ursprünglichen 

Ausgestaltung weiterhin anwendbar. 

 

4.2 Inhalt der Schlussakte zum EWR-Erweiterungsabkommen  

 

Die Schlussakte ist integrierender Bestandteil des EWR-Erweiterungsabkommens. 

Sie besteht aus einem Hauptteil mit den Bestimmungen betreffend die EWR-

Erweiterung durch die zehn neuen EU-Staaten und zu den Anhängen A und B des 

EWR-Erweiterungsabkommens sowie aus verschiedenen Gemeinsamen und 

mehreren Einseitigen Erklärungen sowie einer Allgemeinen Gemeinsamen 

Erklärung der EFTA-Staaten.  

 

Es handelt sich im Einzelnen um folgende Erklärungen: 

• Gemeinsame Erklärung zur gleichzeitigen Erweiterung der Europäischen 
Union und des Europäischen Wirtschaftsraums 

 



33 

 

33

• Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung (der zehn neuen 
EU-Staaten) am Europäischen Wirtschaftsraum (Siehe Kapitel 4.21) 

 
• Gemeinsame Erklärung zu Artikel 126 des EWR-Abkommens 

(Bestätigung, dass auch das Protokoll 10 über Zypern erfasst wird) 
 

• Weitere Erklärungen einer oder mehrerer Vertragsparteien des 
Übereinkommens 

 
• Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten (Gemeint 

sind die EFTA-/EWR-Staaten; sie erklären, dass die der 
Schlussakte beigefügten Erklärungen, die für das EWR-
Abkommen von Bedeutung sind, nicht so interpretiert und 
angewendet werden dürfen, dass sie im Widerspruch zu den 
Verpflichtungen der Vertragsparteien aus dem EWR-
Erweiterungsabkommen oder dem EWR-Abkommen stünden.) 

 
• Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der 

Arbeitnehmer (gemeint sind die EFTA-/EWR-Staaten; siehe 
Kapitel 4.22) 

 
• Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum Elektrizitäts-

binnenmarkt (gemeint sind wiederum die EFTA-/EWR-Staaten; es 
handelt sich um die Möglichkeit der Anwendung einer 
Schutzklausel) 

 
• (Einseitige) Erklärung der Regierung Liechtensteins 

 
• Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung 

des Fürstentums Liechtenstein 
 

• Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung 
des Fürstentums Liechtenstein  

 
• Erklärung Estlands, Zyperns, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu 

Artikel 5 des Protokolls 38a zum EWR-Finanzierungsmechanis-
mus (der festgelegte Verteilschlüssel soll künftige Verteilschlüssel 
nicht präjudizieren) 

 
• Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu 

den Ursprungsregeln für Fisch und Fischereierzeugnisse (bezüglich 
der Prüfung, ob die Ursprungsregeln bis 1. Mai 2004 angeglichen 
werden können)  

 

Für Liechtenstein von besonderer Relevanz sind die Erklärung Liechtensteins zu 

den bilateralen Beziehungen zur Tschechischen Republik und zur Slowakischen 
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Republik und die darauf abgegebenen Erklärungen dieser beiden Staaten. Diese 

Thematik wird in Kapitel 6 ausführlich behandelt. 

 

4.21 Ursprungsnachweise 

Hervorzuheben sind die Übergangsregelungen hinsichtlich der Ursprungs-

nachweise. Danach gelten Ursprungsnachweise, die von einem EFTA-/EWR-

Staat oder einer neuen Vertragspartei aufgrund eines Präferenzabkommens oder 

nationaler Rechtsvorschriften ordnungsgemäss ausgestellt worden sind, als 

Nachweis für den Präferenz-Ursprung im EWR, wenn der Ursprungsnachweis 

und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor In-Kraft-Treten des 

Erweiterungsabkommens ausgestellt worden sind und der Ursprungsnachweis den 

Zollbehörden innerhalb von vier Monaten nach In-Kraft-Treten des Abkommens 

vorgelegt wird. 

 

4.22 Erklärung der EFTA/EWR-Staaten zum Personenverkehr 

Gemäss der Gemeinsamen Erklärung der EFTA-/EWR-Staaten zur Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer (Siehe Kap. 4.12 und 4.13) werden sich die EFTA-/EWR-

Staaten bemühen, den Zugang zum Arbeitsmarkt für Angehörige der 

Beitrittsländer zu erweitern, um die Angleichung an den EWR-Acquis zu 

beschleunigen. Es wird darauf hingewiesen, dass dies für Liechtenstein nur nach 

Massgabe der Sonderregelungen für Liechtenstein betreffend den 

Personenverkehr erfolgen wird. Siehe hierzu auch Kapitel 4.4. 

 

4.23 Unterrichtungs- und Konsultationspflicht 

Ausserdem wird in der Schlussakte vereinbart, dass die Beitrittsländer in der Zeit 

vor ihrer Teilnahme am EWR, also vor dem 1. Mai 2004, über die im EWR-Rat 

und im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu behandelnden relevanten Fragen 

unterrichtet und konsultiert werden. 
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4.3 Die Finanzbeiträge 

Die EFTA-/EWR-Staaten richten einen auf fünf Jahre (Mai 2004 - April 2009) 

befristeten Finanzierungsmechanismus in Höhe von insgesamt EUR 600 Mio. 

bzw. EUR 120 Mio. pro Jahr ein, um zur Reduktion der wirtschaftlichen und 

sozialen Ungleichheiten im EWR beizutragen. Die Mittel werden für Projekte in 

den Bereichen Umwelt, nachhaltige Entwicklung, europäisches Kulturerbe 

(Stadterneuerung und öffentlicher Verkehr eingeschlossen), Ausbildung und 

berufliche Bildung sowie Gesundheits- und Kinderpflege bereit gestellt. Knapp 

20% der Mittel (in etwa der gleichen Höhe wie bisher) stehen für Projekte der 

derzeitigen EU-Mitgliedstaaten Griechenland, Portugal und Spanien zur 

Verfügung. Die restlichen 80% sind für die Beitrittsländer bestimmt.  

 

Die Verwaltung der Mittel soll an die bestehende Praxis des Finanzinstruments 

1999-2003 angelehnt werden. Die EFTA-/EWR-Staaten sind dafür zuständig. Neu 

ist, dass im November 2006 und 2008 eine Überprüfung stattfinden soll, bei der 

bis dahin nicht absorbierte Gelder auch an Projekte anderer Empfängerstaaten 

verteilt werden können. Des Weiteren gibt es eine Überprüfungsklausel: Die 

Vertragsparteien überprüfen nach Ablauf der fünf Jahre, also 2009, am Ende der 

Beitragsverpflichtung, ob aufgrund der wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten im EWR weiterhin Unterstützungsbeiträge notwendig sein 

werden. 

 

Der zusätzliche (d.h. ausserhalb des eben dargestellten Finanzbeitrags der EFTA-/ 

EWR-Staaten) bilaterale Beitrag Norwegens entspricht dessen Beitrag im EWR-

Finanzierungsmechanismus und beläuft sich somit auf nochmals EUR 567 Mio. 

Dieses Geld steht für Projekte in den gleichen Bereichen wie im Rahmen des 

EWR-Finanzierungsmechanismus zur Verfügung, jedoch mit darüber 

hinausgehenden Prioritäten für Projekte zur Umsetzung diverser Acquis-

Bestimmungen, darunter auch des Schengen-Besitzstandes. Die Verwaltung des 

norwegischen Mechanismus obliegt der norwegischen Regierung oder einer von 

ihr benannten Stelle, doch soll diese Verwaltung in enger Koordination mit der 

Verwaltung im EWR-Finanzierungsmechanismus geschehen. Eine Überprüfungs-

klausel zu diesem Beitrag Norwegens im Jahre 2009 ist nicht vorgesehen. 
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Die finanziellen Auswirkungen für Liechtenstein sind in Kap. 9.2 dargestellt. 

 

4.4 Die Lösung für Liechtenstein im Bereich des Personenverkehrs 

Grundlage für die Lösung für Liechtenstein beim Personenverkehr im EWR ist 

der Beschluss Nr. 191/1999 des Gemeinsamen EWR Ausschusses vom 

17. Dezember 199923. Die darin enthaltenen Normen bilden weiterhin den 

Gegenstand der liechtensteinischen Sonderregelung im Personenverkehr. 

Liechtenstein kann weiterhin den Zuzug von EWR-Staatsangehörigen nach 

Liechtenstein begrenzen (Quotenregelung: mind. 56 Erwerbstätige und 16 Nicht-

Erwerbstätige im Jahr, davon 50% im chancengleichen Auslosungsverfahren). 

Der Forderung der EU-Kommission nach einer Erhöhung der Quote um 20% 

konnte erfolgreich entgegen getreten werden. Somit ändert sich mit dem EWR-

Erweiterungsabkommen inhaltlich an der bestehenden Quotenregelung nichts. 

 

Darüber hinaus konnte die zeitliche Begrenzung der Sonderlösung, die gemäss 

Beschluss 191/1999 am 31. Dezember 2006 ausgelaufen wäre, durch eine 

verlängerte und auf Dauer angelegte Lösung ersetzt werden. Anstelle des 

automatischen Auslaufens der Sonderlösung, verbunden mit einer Überprüfung 

der Situation durch den Gemeinsamen Ausschuss, „auf deren Grundlage er unter 

gebührender Berücksichtigung der geographischen Lage Liechtensteins 

beschliessen kann24, Massnahmen beizubehalten, die als geeignet erachtet werden 

und über das dringend erforderliche Mass nicht hinausgehen“, sieht die neue 

Lösung kein grundsätzliches Auslaufen mehr vor. Vielmehr geht die neue 

Formulierung von einer Weiterführung aus, selbst wenn es alle fünf Jahre, 

erstmals vor Mai 2009, eine Überprüfung geben wird. Zeitlich fällt die erste 

Überprüfung mit dem Beschluss einer eventuellen Weiterführung des 

Finanzinstruments zusammen.  

 

                                                 
23 Vgl. Bericht und Antrag 1999 Nr. 150 betreffend die Lösung Personenverkehr im EWR (1. Teil) 
24 Unterstreichung eingefügt. 
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Der neue Text zur Dauer der Personenverkehrslösung lautet25:  

„Für Liechtenstein gilt Nachstehendes [auf diesen Abschnitt folgen die 

inhaltlichen Bestimmungen von Beschluss 191/1999, Anm. d. V.]: Unter 

angemessener Berücksichtigung der speziellen geographischen Lage Liechten-

steins wird diese Regelung alle 5 Jahre überprüft, das erste Mal vor Mai 2009.“ 

 

Somit konnte eine bedeutend stärkere Verankerung der liechtensteinischen 

Sonderlösung im Personenverkehr erreicht werden, ohne die bestehenden Quoten 

zu erhöhen. 

 

4.5 Die Lösungen für Island und Norwegen im Bereich Fisch /  

Fischereierzeugnisse  

Da das EWR-Abkommen den Fischhandel nicht per se regelt, basiert der 

diesbezügliche Handel zwischen Island und der EU sowie zwischen Norwegen 

und der EU zu einem erheblichen Teil auf bilateralen Freihandelsabkommen der 

beiden Staaten mit der EU. Diese Abkommen sind nicht identisch und enthalten  

zum Teil eine unterschiedliche Behandlung derselben Fisch-Arten bzw. 

Fischereierzeugnisse, je nachdem, ob sie aus Norwegen oder Island stammen (z.B. 

im Tarifbereich). Die neuen Vereinbarungen werden deshalb diese 

Freihandelsabkommen modifizieren und sehen Folgendes vor: 

 

• EU - Island: Jährliches zollfreies Kontingent: 950t gefrorene Heringe. 

 

• EU - Norwegen: Zusätzlich zu den bestehenden Kontingenten folgende 

jährliche zollfreie Kontingente: 30’500t gefrorene Makrelen; 44’000t 

gefrorene Heringe; 67’000t gefrorene Heringfilets; 2’500t gefrorene und 

geschälte Garnelen. Die norwegische Makrelen-Quote wurde auf Wunsch 

Polens in drei auf das Jahr verteilte Unterquoten zerlegt. 

 

Darüber hinaus und für beide Staaten identisch sagte die EU zu, gefrorenen 

Lappen von Heringen (2 Filetstücke, die durch Haut verbunden sind) dieselbe 

                                                 
25 EWR-Erweiterungsabkommen Anhang B, S. 11: Anhang VIII (Niederlassungsrecht), Punkt 2. 
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bevorzugte Tarifbehandlung zukommen zu lassen wie (einzelnen) Heringfilets, 

also einen Tarif von 2% für Norwegen und tariffrei für Island (das war das 

Hauptanliegen Islands, da dies den Mammutanteil seines Handels mit 

Beitrittsländern ausmacht). 

 

4.6 Die Lösung für Norwegen im Landwirtschaftsbereich 

 
Um den Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen anzupassen, 

wird Norwegen der EU zusätzlich zu den bestehenden Quoten folgende jährliche 

zollfreie Kontingente gewähren: 1’400t gefrorene Erdbeeren; 950t andere 

gefrorene Beeren (Himbeeren, Maulbeeren, Johannisbeeren usw.); 100t Samen 

von Weidelgras, 1’300t Apfelsaft; 1’000t Katzenfutter. 

 

 

5. DAS „ERGÄNZUNGSPAKET“ 
 

Da der Stichtag für den durch das EWR-Erweiterungsabkommen übernommenen 

EWR-Acquis entsprechend dem Stichtag des EU-Beitrittsvertrags der 

1. November 2002 ist, müssen diejenigen Rechtsakte, die zwischen diesem 

Zeitpunkt und dem Zeitpunkt des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten in den EWR 

übernommen wurden, durch ein so genanntes „Supplementary Package“ 

(„Ergänzungspaket“) eingeführt werden. Dies wird wohl durch einen Beschluss 

des Gemeinsamen EWR-Ausschusses nach dem Beitritt der neuen Länder 

(verbindliche Entscheidung für alle 25 EU-Mitgliedstaaten) erfolgen, sodass dann 

auch für die zehn neuen Vertragsstaaten der gesamte EWR-Acquis gilt. Ein 

solches „Paket“ wird es auch auf EU-Seite geben; es wird jedoch wegen der 

generellen zeitlichen Verschiebung der Übernahme von EU-Rechtsakten in den 

EWR nicht mit dem „EWR-Paket“ identisch sein. Es ist zudem vorgesehen, im 

Ergänzungspaket einen so genannten „clean up“ durchzuführen, d.h. die aufgrund 

des Wechsels von Finnland, Schweden und Österreich in die EU längst obsolet 

gewordenen Bestimmungen unter einmal aus dem EWRA zu entfernen (anstatt 

solche „Bereinigungsarbeiten“ einzeln, wenn Änderungen der jeweiligen 
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Rechtsakte anfallen, durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses in 

normalen EWR-Änderungsverfahren durchzuführen). 

 

 

6. DIE BEZIEHUNGEN LIECHTENSTEINS ZUR TSCHECHISCHEN 

REPUBLIK UND ZUR SLOWAKISCHEN REPUBLIK 
 

a) Situation vor der Paraphierung des Erweiterungsabkommens am 3. Juli 
2003 

 

In einem Aide-mémoire vom 4. April 200326 zuhanden aller künftigen 

Vertragsparteien begrüsste die Regierung die anstehende EWR-Erweiterung und 

die fortschreitende Integration in Europa. Sie machte aber gleichzeitig auch auf 

die offenen Fragen in den Beziehungen zwischen Liechtenstein und der 

Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik aufmerksam. Die 

Regierung stellte nicht die aus Sicht der betroffenen Staaten behauptete 

Rechtmässigkeit der Beneš-Dekrete in Frage, sondern behandelte die offenen 

Fragen unter dem für Liechtenstein wesentlichen Aspekt der Anerkennung der 

liechtensteinischen Souveränität. Die Regierung stellte dar, dass das EWR-

Abkommen ein Vertrag unter internationalem Recht ist und daher die 

Vertragsparteien sich gegenseitig als souveräne Staaten anerkennen müssen. Im 

Weiteren wurde auf die bisher geführten Verhandlungen zu den offenen Fragen 

eingegangen, und es wurden Vorschläge zum weiteren Vorgehen gemacht. Die 

Regierung erklärte dabei, dass sie sich bewusst sei, dass die Frage der Behandlung 

von Eigentum nicht in kurzer Frist bereinigt werden kann. Die Regierung 

verlangte aber von den beiden Staaten, wie dies ihr Vorgängerstaat, die 

Tschechoslowakei, im Jahr 1938 tat, dass die beiden Staaten Liechtenstein 

vorbehaltlos als souveränen Staat anerkennen und ihre Bereitschaft erklären, zu 

den offenen Fragen bezüglich des Eigentums im Rahmen einer friedlichen 

Streitbeilegung eine Lösung zu erreichen. Vor diesem Hintergrund hatte 

Liechtenstein diesbezüglich den beiden Staaten eine Note zukommen lassen und 

                                                 
26 Dieses Aide-mémoire liegt nur in englischer Sprache vor und wird daher hier nicht im Wortlaut 
wiedergegeben, sondern inhaltlich zusammengefasst. 



40 

 

40

die Vertragsparteien des Erweiterungsabkommens um Unterstützung der Anliegen 

Liechtensteins ersucht.  

 
Liechtenstein hatte dann im Hinblick auf die Paraphierung des 

Erweiterungsabkommens am 3. Juli 2003 eine Erklärung abgegeben. Darin ging 

die Regierung von der Annahme aus, dass die Tschechische Republik und die 

Slowakische Republik Liechtenstein ohne Vorbehalt anerkennen. Im Gegenzug 

anerkennt sie diese beiden Staaten. Weiters nahm sie an, dass eine 

einvernehmliche Lösung der noch offenen Frage hinsichtlich der 

entschädigungslosen Enteignungen im Jahre 1945 in beiderseitigem Interesse ist. 

Sie schlug hierfür vor, Mechanismen für die friedliche Beilegung von 

Streitigkeiten in Anspruch zu nehmen, z. B. den Valletta-Mechanismus der OSZE. 

Die Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

  

„Erklärung der Regierung Liechtensteins zu den bilateralen Beziehungen 
zur Tschechischen Republik und zur Slowakischen Republik 
 
In Anbetracht des vertraglichen Zieles, einen homogenen Europäischen 
Wirtschaftsraum zu errichten, der <auf der Grundlage von Gleichheit und 
Gegenseitigkeit> der Vertragsparteien verwirklicht wird, geht das 
Fürstentum Liechtenstein von der Annahme aus, dass die Tschechische 
Republik und die Slowakische Republik das Fürstentum Liechtenstein ohne 
Vorbehalt als souveränen und anerkannten Staat achten. Ebenso bringt das 
Fürstentum Liechtenstein die Anerkennung der Tschechischen Republik und 
der Slowakischen Republik zum Ausdruck. 
 
Diese beiderseitigen Feststellungen entsprechen den Erklärungen im 
Verfassungsrecht sowohl der Tschechischen Republik als auch der 
Slowakischen Republik, mit denen sich diese in Bezug auf ihr Hoheitsgebiet 
verpflichtet haben, die begründeten Verpflichtungen der Tschechoslo-
wakischen Republik zu erfüllen. Der geschichtliche Hintergrund der 
Beziehungen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein, der Tschechischen 
Republik und der Slowakischen Republik macht diese Feststellungen 
notwendig: Die Tschechoslowakische Republik hatte zwar Liechtenstein 
1938 als souveränen Staat anerkannt, diese Anerkennung wurde jedoch 1945 
nicht aufrechterhalten. Diese Politik der Nichtanerkennung kam vor allem 
darin zum Ausdruck, dass 1945 das Eigentum liechtensteinischer 
Staatsangehöriger als Eigentum von Angehörigen der deutschen 
Volksgruppe entschädigungslos eingezogen wurde. 
 
Das Fürstentum Liechtenstein nimmt daher an, dass auf der Grundlage der 
gegenseitigen Anerkennung als souveräne Staaten und im Geiste der 
Zusammenarbeit im Rahmen des EWR-Abkommens der gemeinsame 
Wunsch besteht, zu einer einvernehmlichen Lösung der Eigentumsfragen zu 
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gelangen, die infolge der von der Tschechoslowakei verfolgten Politik der 
Nichtanerkennung zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 
Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik noch nicht geklärt 
sind. Der Weg zu einer solchen Lösung der zwischen der Tschechischen 
Republik und der Slowakischen Republik einerseits und dem Fürstentum 
Liechtensteins andererseits noch offenen Fragen könnte darin bestehen, 
Mechanismen für die  friedliche Beilegung von Streitigkeiten in Anspruch 
zu nehmen, einschliesslich der im Rahmen der OSZE vorgesehenen 
Mechanismen, z.B. des Valletta-Mechanismus.“ 

 

Die Tschechische Republik gab zu dieser Erklärung Liechtensteins eine 

Erklärung mit folgendem Wortlaut ab: 

 
„Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung des 
Fürstentums Liechtenstein 
 
Die Tschechische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkommens 
zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäischen 
Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur Überwindung der Teilung 
Europas und zu ihrer weiteren politischen und wirtschaftlichen Entwicklung. 
Die Tschechische Republik ist bereit, im Europäischen Wirtschaftsraum mit 
allen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, einschliesslich des Fürstentums 
Liechtenstein. 
 
In Bezug auf das Fürstentum Liechtenstein hat die Tschechische Republik 
seit ihrer Gründung ein deutliches Interesse an der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen gezeigt. Bereits 1992 übersandte sie den Regierungen aller 
Staaten, einschliesslich des Fürstentums Liechtenstein, Ersuchen um 
Anerkennung als neues Völkerrechtsubjekt mit Wirkung vom 1. Januar 
1993. Während praktisch alle Regierungen positiv reagierten, war das 
Fürstentum Liechtenstein bisher eine Ausnahme. 
 
Die Tschechische Republik hat zur Kenntnis genommen, dass die Erklärung 
des Fürstentums Liechtenstein aus Anlass des Abschlusses des 
Übereinkommens zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des 
Europäischen Wirtschaftraums eine ausdrückliche Anerkennung der 
Tschechischen Republik enthält. Die Tschechische Republik nimmt an, dass 
dieser Schritt auch das Interesse des Fürstentums Liechtenstein an der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen bekundet, und begrüsst ihn als Staat, 
der diplomatische Beziehungen zu mehr als 180 Staaten der Welt unterhält, 
Mitglied der Vereinten Nationen, der OSZE, des Europarats und der NATO 
ist und die Ratifikation des EU-Beitritts erwartet. Die Tschechische 
Republik erklärt, dass auch sie das Fürstentum Liechtenstein als souveränen 
Staat anerkennt. Die Tschechische Republik nimmt an, dass die gegenseitige 
Anerkennung der Tschechische Republik und des Fürstentums Liechtenstein 
zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen führen und zum Ausbau der 
beiderseitigen Beziehungen in ihrer ganzen Breite beitragen wird.“ 
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Die Slowakische Republik gab zur Erklärung Liechtensteins ebenfalls eine 

Erklärung mit folgendem Wortlaut ab:  

 

„Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung des 
Fürstentums Liechtenstein 
 
Die Slowakische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkommens 
zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäischen 
Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur weiteren wirtschaftlichen und 
politischen Entwicklung in Europa. 
 
Seit ihrer Gründung anerkennt die Slowakische Republik das Fürstentum 
Liechtenstein als souveränen und unabhängigen Staat an und ist bereit, 
diplomatische Beziehungen mit dem Fürstentum aufzunehmen. 
 
In diesem Zusammenhang erinnert die Slowakische Republik an ihre 
Verbalnote Nr. 1395/92-93 vom 18. Dezember 1992, in der sie das 
Fürstentum Liechtenstein ausdrücklich anerkennt und gleichzeitig um ihre 
Anerkennung und um Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten ersucht. Das Fürstentum Liechtenstein erklärte in seiner 
Verbalnote Nr. 0233/93 vom 15. März 1993 seine Bereitschaft, die 
Slowakische Republik auf der Grundlage der Gegenseitigkeit als souveränen 
und unabhängigen Staat anzuerkennen, und schlug im Hinblick auf die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen vor, in Verhandlungen über alle 
damit zusammenhängenden und zwischen den beiden Staaten noch offenen 
Fragen einzutreten.27 
 
Die Slowakische Republik versteht die Erklärung des Fürstentums 
Liechtenstein zum Übereinkommen zwischen den Bewerberländern und den 
Mitgliedern des Europäischen Wirtschaftsraums als ausdrückliche 
Anerkennung der Slowakischen Republik und begrüsst diesen Schritt des 
Fürstentums Liechtenstein. Die Slowakische Republik kommt auch zu dem 
Schluss, dass nach dem Völkerrecht die gegenseitige Anerkennung von 
Staaten und die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen ihnen 
ohne Einwände und einseitige Bedingen erfolgen müssen. Die Slowakische 
Republik sieht daher Bedingungen oder Einwände des Fürstentums 
Liechtenstein in diesem Zusammenhang nicht als rechtlich verbindlich an.  
 
Die Slowakische Republik ist bereit, mit dem Fürstentum Liechtenstein im 
Rahmen des Europäischen Wirtschaftsraums und in allen sonstigen 
Bereichen der beiderseitigen Beziehungen auf der Grundlage der Gleichheit 
und der Partnerschaft zusammenzuarbeiten.“  

 

                                                 
27 Die Fussnote zur Erklärung der Slowakischen Republik enthält den diesbezüglichen 
französischen Wortlaut. 
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In einer Erklärung zur Erklärung Liechtensteins anerkennt somit die Tschechische 

Republik das Fürstentum Liechtenstein als souveränen Staat. Auch die 

Slowakische Republik bringt in ihrer Erklärung ihre Anerkennung Liechtensteins 

zum Ausdruck, erklärt jedoch, die Bedingungen/Einwände Liechtensteins als 

nicht rechtlich verbindlich anzusehen, da ihrer Ansicht nach die gegenseitige 

Anerkennung von Staaten gemäss dem Völkerrecht ohne Einwände und einseitige 

Bedingungen erfolgen müsse. 

 

b) Entwicklung nach der Paraphierung des Erweiterungsabkommens am 
3. Juli 2003 bis zur Unterzeichnung am 13./14. Oktober 2003 

 

Die Standpunkte Liechtensteins einerseits und Tschechiens und der Slowakei 

andererseits waren damit nicht miteinander vereinbar. In Verhandlungen wurde 

daher versucht, im Hinblick auf die Unterzeichnung des EWR-

Erweiterungsabkommens zu einer einvernehmlichen Lösung bzw. Festlegung zu 

den weiteren Schritten zu gelangen. Nachdem diese Verhandlungen von 

tschechischer Seite für Liechtenstein unerwartet abgebrochen worden waren, 

stellte die Regierung allen Vertragsparteien des Erweiterungsabkommens das 

Aide-mémoire vom 23. September 2003 mit folgendem Wortlaut zu: 

 

„Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein hatte in ihrem Aide-mémoire 
vom 4. April 2003 ihren Wunsch zum Ausdruck gebracht, dass im Rahmen 
der von dem Fürstentum Liechtenstein ausdrücklich begrüssten Integration 
der neu aufzunehmenden Staaten in den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) auch die zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 
Tschechischen Republik sowie der Slowakischen Republik bestehenden 
völkerrechtlichen Statusfragen einer Klärung zugeführt werden können. In 
dem Aide-mémoire wurde die Sorge des Fürstentums Liechtenstein zum 
Ausdruck gebracht, dass die von der früheren Tschechoslowakei und ihren 
heutigen Nachfolgern, der Tschechischen Republik wie auch der 
Slowakischen Republik, weiter verfolgte und bis heute bestehende 
Nichtanerkennungspolitik gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein mit dem 
Grundkonzept des EWR unvereinbar ist. Der EWR beruht auf dem Konsens 
von souveränen Staaten, die sich jeweils wechselseitig als gleichberechtigt 
und souverän anerkennen, so wie sie bestehen und bestanden haben. 
Zugleich hatte das Fürstentum Liechtenstein seine Hoffnung zum Ausdruck 
gebracht, dass in bilateralen Gesprächen mit der Tschechischen Republik 
und der Slowakischen Republik diese Fragen einer Lösung zugeführt 
werden können. Bedauerlicherweise hat sich diese Hoffnung bis heute nicht 
erfüllt.  
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Das Fürstentum Liechtenstein hat seine Bereitschaft erklärt - und ist hierzu 
auch nach wie vor bereit -, die neu entstandenen Staaten, die Tschechische 
Republik und die Slowakische Republik, uneingeschränkt anzuerkennen, 
wenn von diesen Staaten die Respektierung des Fürstentums Liechtenstein 
als ein seit 1806 souveräner und eigenständiger Staat ausgesprochen und 
gewährleistet wird. Das Fürstentum Liechtenstein hat gegenüber der 
Tschechischen Republik folgende Formulierung einer gemeinsamen 
Erklärung vorgeschlagen, die analog auch für die Slowakische Republik 
formuliert würde: 
 
<The Czech Republic hereby expressly declares to respect the Principality 
of Liechtenstein without reservation as a sovereign and recognized state 
since 1806. The Principality of Liechtenstein expresses likewise the 
recognition of the Czech Republic as a sovereign state since 1 January 
1993.>28 
 
Eine Erklärung der Tschechischen wie auch der Slowakischen Republik, das 
Fürstentum Liechtenstein als einen schon seit der Zeit vor Entstehen der 
Tschechoslowakei existierenden souveränen Staat zu respektieren, ist 
deshalb notwendig, weil sowohl die Tschechoslowakei wie auch ihre 
Nachfolger, die Tschechische Republik und die Slowakische Republik, 
gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein die Politik der Nichtanerkennung 
betrieben haben. Der Vorgängerstaat der Tschechischen Republik und der 
Slowakischen Republik, die Tschechoslowakei, hatte im Jahre 1938 das 
Fürstentum Liechtenstein als souveränen Staat anerkannt. Das Fürstentum 
Liechtenstein wiederum unterstützte im Gegenzug die seinerzeitige 
Exilregierung der Tschechoslowakei in London und gehörte zu den wenigen 
Staaten, die weder das Münchener Abkommen von 1938 noch die damit 
verbundene Annexion der Tschechoslowakei durch das Deutsche Reich 
anerkannt haben. Ungeachtet dessen hat jedoch die Tschechoslowakei nach 
Ende des II. Weltkrieges im Jahre 1945 die gegenüber dem Fürstentum 
Liechtenstein ausgesprochene Anerkennung nicht fortgeführt, sondern seit 
diesem Zeitpunkt eine konsequente Politik der Nichtanerkennung verfolgt. 
Diese Politik hat dazu geführt, dass liechtensteinische Staatsangehörige nach 
dem Krieg sowohl von der Tschechoslowakei als auch von den 
Nachfolgestaaten, der Tschechischen Republik und der Slowakischen 
Republik, bis zum heutigen Tag als Deutsche behandelt wurden und 
weiterhin behandelt werden.  
 
Auch in den Verhandlungen mit dem Fürstentum Liechtenstein, die vor 
kurzem stattgefunden haben, hat die Tschechische Republik es erneut 
abgelehnt, eine Erklärung dahingehend abzugeben, dass sie das Fürstentum 
Liechtenstein als einen seit langem souveränen und eigenständigen Staat 
respektiert.  Sie hat vielmehr das Fürstentum Liechtenstein wissen lassen, 
dass sie lediglich eine völkerrechtliche Neu-Anerkennung des Fürstentums 

                                                 
28 Inoffizielle Übersetzung: „Die Tschechische Republik erklärt hiermit ausdrücklich, das 
Fürstentum Liechtenstein ohne Vorbehalt als seit 1806 souveränen und anerkannten Staat zu 
respektieren. Das Fürstentum Liechtenstein bringt in gleicher Weise die Anerkennung der 
Tschechischen Republik als souveränen Staat seit dem 1. Januar 1993 zum Ausdruck.“  
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Liechtenstein mit sofortiger Wirkung aussprechen könne, ohne sich hierbei 
von der Politik der Nichtanerkennung in der Vergangenheit zu distanzieren 
und zugleich sicherzustellen, dass diese in der Zukunft unterbleibt. Die 
Tschechische Republik ist lediglich bereit gewesen, eine Erklärung 
folgenden Inhalts abzugeben: 
 
<The Czech Republic noted that the declaration made by the Principality of 
Liechtenstein on the occasion of the conclusion of the agreement between 
the candidate countries and members of the European Economic Area con-
tains an express recognition of the Czech Republic. The Czech Republic as-
sumes that this step also expresses the interest of the Principality of Liech-
tenstein in establishing diplomatic relations and, as a state maintaining dip-
lomatic relations with more than 180 countries of the world, member of the 
United Nations, OSCE, Council of Europe and NATO awaiting the ratifica-
tion of the EU accession, welcomes it. The Czech Republic declares that it 
also recognizes the Principality of Liechtenstein as a sovereign state.>29  
 
Die Funktionsfähigkeit des EWR als ein integrierter Wirtschaftsraum setzt 
aber voraus, dass alle Staaten sich nicht nur wechselseitig als souverän 
anerkennen, sondern auch bereit sind, diese Anerkennung entsprechend 
umzusetzen. Dies ist bisher nicht gesichert. Das Fürstentum Liechtenstein 
muss deshalb darauf bestehen, dass vor Unterzeichnung der Schlussakte 
sowohl die Tschechische Republik als auch die Slowakische Republik 
vorbehaltlos erklären, dass sie das Fürstentum Liechtenstein als einen bereits 
seit langem anerkannten und souveränen Staat respektieren. Umgekehrt ist 
das Fürstentum Liechtenstein seinerseits bereit, die neu entstandenen 
Staaten, die Tschechische Republik und die Slowakische Republik, 
völkerrechtlich erstmals anzuerkennen, wobei die Einzelheiten der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen bilateralen Gesprächen vorbehalten 
bleiben können. 
 
Was die weiteren in dem Aide-mémoire vom 4. April 2003 angesprochenen 
offenen Vermögensfragen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein 
einerseits und der Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik 
andererseits anbelangt, so ist das Fürstentum Liechtenstein - wie dies auch 
in verschiedenen Gesprächen zum Ausdruck gebracht wurde - bereit, diese 
einer künftigen Klärung auf bilateraler Ebene zuzuführen, sofern nur von der 
tschechischen und slowakischen Seite die Bereitschaft bekundet wird, in 
entsprechende Verhandlungen mit dem Ziel einer ernsthaften Lösung 
einzutreten.“ 

                                                 
29 Übersetzung gemäss deutschem Text in der Schlussakte: „Die Tschechische Republik hat zur 
Kenntnis genommen, dass die Erklärung des Fürstentums Liechtenstein aus Anlass des 
Abschlusses des Übereinkommens  zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des 
Europäischen Wirtschaftraums eine ausdrückliche Anerkennung der Tschechischen Republik 
enthält. Die Tschechische Republik nimmt an, dass dieser Schritt auch das Interesse des 
Fürstentums Liechtenstein an der Aufnahme diplomatischer Beziehungen bekundet, und begrüsst 
ihn als Staat, der diplomatische Beziehungen zu mehr als 180 Staaten der Welt unterhält, Mitglied 
der Vereinten Nationen, der OSZE, des Europarats und der NATO ist und die Ratifikation des EU-
Beitritts erwartet. Die Tschechische Republik erklärt, dass auch sie das Fürstentum Liechtenstein 
als souveränen Staat anerkennt.“  



46 

 

46

 

 

c) Die (definitiven) Erklärungen in der Schlussakte vom 14. Oktober 2003 

 
Schliesslich sah sich die Regierung veranlasst, in einer Note vom 9. Oktober 

2003 allen Vertragsparteien des Erweiterungsabkommens mitzuteilen, die 

Regierung gehe davon aus, dass alle Vertragsparteien das Fürstentum 

Liechtenstein als lange bestehenden souveränen und anerkannten Staat, der im 

ganzen Ersten und Zweiten Weltkrieg neutral war, anerkennen. Wenn diese 

Erklärung für alle Vertragsparteien unbestritten und annehmbar sei, sei 

Liechtenstein in der Lage, das EWR-Erweiterungsabkommen zu unterzeichnen. 

 

Die Erklärung Liechtensteins in der Schlussakte lautet demzufolge: 

„Die Regierung Liechtensteins geht davon aus, dass alle Vertragsparteien 
das Fürstentum Liechtenstein als einen seit langer Zeit bestehenden, 
souveränen und anerkannten Staat respektieren, der sowohl im 1. als auch 
im 2. Weltkrieg ein neutraler Staat war.“ 

 

Während alle anderen Vertragsparteien keine Einwände erhoben, brachten die 

Tschechische Republik sowie die Slowakische Republik kurz vor der 

Unterzeichnung des Erweiterungsabkommens, nämlich am Freitagabend des 

10. Oktober 2003, durch ihre Erklärungen Vorbehalte an. 

 

Die Erklärung der Tschechischen Republik in der Schlussakte lautet: 

„Die Tschechische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkommens 
zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäischen 
Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur Überwindung der früheren 
Teilung Europas und zu seiner weiteren politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung. Die Tschechische Republik ist bereit, im Europäischen 
Wirtschaftsraum mit allen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, 
einschliesslich des Fürstentums Liechtenstein.  

Gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein hat die Tschechische Republik 
seit ihrer Gründung ein deutliches Interesse an der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen gezeigt. Bereits 1992 übersandte sie den Regierungen aller 
Staaten, einschliesslich des Fürstentums Liechtensteins, Ersuchen um 
Anerkennung als neues Völkerrechtssubjekt mit Wirkung vom 1. Januar 
1993. Während praktisch alle Regierungen positiv reagierten, ist das 
Fürstentum Liechtenstein bisher eine Ausnahme.  
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Die Tschechische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang 
mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine 
rechtlichen Wirkungen bei.“ 

 

Die Erklärung der Slowakischen Republik in der Schlussakte lautet. 

„Die Slowakische Republik begrüsst den Abschluss des Übereinkommens 
zwischen den Bewerberländern und den Mitgliedern des Europäischen 
Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur weiteren wirtschaftlichen und 
politischen Entwicklung in Europa.  
 
Seit ihrer Gründung erkennt die Slowakische Republik das Fürstentum 
Liechtenstein als souveränen und unabhängigen Staat an und ist bereit, 
diplomatische Beziehungen zum Fürstentum aufzunehmen.  
 
Die Slowakische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang 
mit dem Gegenstand und dem Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine 
rechtlichen Wirkungen bei.“ 

 

 

d) Entwicklung nach dem 13./14. Oktober 2003 

 

Die Regierung sah sich daher veranlasst, die Unterzeichnung des Abkommens am 

13. bzw. 14. Oktober 2003 nicht vorzunehmen. Darüber informierte sie alle 

künftigen Vertragsparteien am 13. Oktober 2003. Island und Norwegen schlossen 

sich am 14. Oktober dieser Haltung solidarisch an und beide Staaten bemühten 

sich anschliessend, in Absprache mit Liechtenstein, über Verhandlungen einen 

Kompromiss zu erreichen. 

 

Schliesslich beschloss die Regierung in Absprache mit Island und Norwegen, im 

Interesse des Weiterbestands des EWR und seiner Erweiterung – beides wurde 

von der Regierung nie in Frage gestellt – das Abkommen am 11. November 2003 

in Vaduz zusammen mit Island und Norwegen zu unterzeichnen. Italien als 

Vorsitzland der EU unterzeichnete zusammen mit der Kommission am gleichen 

Tag in Brüssel. 

 

Der Entscheid der Regierung zur Unterzeichnung am 11. November 2003 beruhte 

auf folgenden Beweggründen:  
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• Die Regierung hatte am 19. August 2003 das am 3. Juli 2003 paraphierte 

Abkommen zur Kenntnis genommen und die Unterzeichnung des 

Abkommens beschlossen. Die Regierung tat dies im Bewusstsein der 

offenen Fragen in den Beziehungen zwischen Liechtenstein und der 

Tschechischen Republik sowie der Slowakischen Republik, wie sie in den 

Einseitigen Erklärungen der drei Staaten zu den am 3. Juli 2003 

paraphierten Texten zum Ausdruck kamen.  

 

• Allen künftigen Vertragsparteien des EWR-Erweiterungsabkommens 

wurde das Aide-mémoire vom 4. April 2003 verteilt, das die Position 

Liechtensteins bezüglich der Beziehungen zu den beiden Nachfolgestaaten 

der ehemaligen Tschechoslowakei ausführlich darstellte. Diese 

Darstellung war somit allen Unterzeichnerstaaten des Abkommens zum 

Zeitpunkt der Paraphierung und Unterzeichnung des EWR-

Erweiterungsabkommens bekannt. Bereits mehrmals vor den 

Erweiterungsverhandlungen war von Liechtenstein auf die Problematik 

hingewiesen worden. So gab der liechtensteinische Aussenminister auf 

politischer Ebene im Rahmen des EWR-Rates vom 22. Oktober 2002 

sowie 15. April 2003 entsprechende Erklärungen ab.  

 

• Die im zeitlichen Umfeld der Paraphierung des Abkommens noch 

optimistischen Perspektiven, aufgrund derer zwischen dem 

liechtensteinischen und dem tschechischen Botschafter Gespräche im 

Hinblick auf eine Lösung geführt wurden, wurden von tschechischer Seite 

abrupt zerstört. Dies war für die Regierung der Anlass, in einem weiteren 

Aide-mémoire vom 23. September 2003 alle Vertragsparteien auf die für 

Liechtenstein gegebene Ausgangslage hinzuweisen. Die Regierung 

brachte dabei deutlich zum Ausdruck, dass die Funktionsfähigkeit des 

EWR voraussetzt, dass alle Staaten sich nicht nur wechselseitig als 

souverän anerkennen, sondern auch bereit sind, diese Anerkennung 

entsprechend umzusetzen. Die Regierung musste daher darauf bestehen, 

dass vor der Unterzeichnung der Schlussakte sowohl die Tschechische 

Republik als auch die Slowakische Republik vorbehaltlos erklären, dass 

sie Liechtenstein als einen bereits seit langem anerkannten und souveränen 

Staat respektieren. Umgekehrt erklärte sich die liechtensteinische 

Regierung bereit, die aus der ehemaligen Tschechoslowakei neu 

entstandenen beiden Staaten völkerrechtlich erstmals anzuerkennen. Die 
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Einzelheiten der Aufnahme diplomatischer Beziehungen wurden gemäss 

Vorschlag Liechtensteins bilateralen Gesprächen vorbehalten. Die 

Regierung hatte zudem vorgeschlagen, die offenen Vermögensfragen einer 

künftigen Klärung zuzuführen, sofern die beiden Staaten nur bereit wären, 

in entsprechende Verhandlungen mit dem Ziel einer ernsthaften Lösung 

einzutreten. 

 

• Am 8. Oktober 2003 wurde in der Aussenpolitischen Kommission des 

Landtags (APK) die Thematik durch Aussenminister Ernst Walch 

dargelegt und anschliessend in der APK diskutiert. Es wurde in Aussicht 

genommen, die APK kurzfristig zur Information betreffend die weitere 

Entwicklung einzuberufen, da der Unterzeichnungstermin vom 

14. Oktober bereits feststand, aus Tschechien und der Slowakei aber noch 

keine konkreten Reaktionen auf das Aide-mémoire vom 23. September 

2003 erfolgt waren. Eine Einberufung der APK war aber aufgrund von 

Terminschwierigkeiten auf Seiten der Parlamentarier nicht möglich. Die 

Regierung informierte die APK daher schriftlich über eine 

Arbeitsunterlage des Amtes für Auswärtige Angelegenheiten vom 

9. Oktober 2003. Das Thema wurde in der Landtagssitzung vom 

22./23. Oktober 2003 ausführlich erörtert, womit auch die Öffentlichkeit 

informiert war bzw. informiert wurde. 

 

• Die anschliessend geführten Gespräche mit der Tschechischen Republik 

führten zu keinem für Liechtenstein befriedigenden Ergebnis. Die 

liechtensteinische Regierung bemühte sich aber weiterhin um eine Lösung 

im beiderseitigen Einvernehmen und war dabei zu wesentlichen 

Kompromissen bereit, wie dies unter anderem in der Note des Amtes für 

Auswärtige Angelegenheiten vom 9. Oktober 2003 an alle 

Vertragsparteien des EWR-Erweiterungsabkommens zum Ausdruck kam. 

In dieser Note wurde darauf hingewiesen, dass die liechtensteinische 

Regierung davon ausgehe, dass alle Vertragsparteien Liechtenstein als 

lange bestehenden souveränen und anerkannten Staat, der im Ersten und 

Zweiten Weltkrieg neutral war, respektieren. Wenn dies von keiner der 

Vertragsparteien bestritten werde, sehe sich Liechtenstein in der Lage, das 

EWR-Erweiterungsabkommen zu unterzeichnen. Die offenen 

Vermögensfragen blieben dabei ausgeklammert. Die Minimalforderung 
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nach der durchgehenden Anerkennung Liechtensteins konnte die 

Regierung aber nicht aufgeben. 

 

• Kurzfristig, nämlich am Wochenende vor dem Unterzeichnungsdatum 

vom 14. Oktober 2003, teilte die Regierung Tschechiens mit, dass sie sich 

allen Vorschlägen Liechtensteins verweigere. Dies führte in konsequenter 

Haltung der liechtensteinischen Regierung dazu, dass Liechtenstein das 

Abkommen am 14. Oktober 2003 nicht unterzeichnete. Die EFTA-/EWR- 

Partner Norwegen und Island erklärten sich solidarisch mit Liechtenstein 

und unterzeichneten das Abkommen ebenfalls nicht. Ebenfalls 

unterzeichnete Italien nicht, dies aber aus der Überlegung heraus, dass 

Italien als Vorsitzland der EU als letzter Staat unterzeichnen würde. 

 

• Die Regierung war sich bei diesem gewählten Vorgehen bewusst, dass 

angesichts der politischen und wirtschaftlichen Bedeutung des EWR-

Erweiterungsabkommens und damit schliesslich des EWR insgesamt nur 

ein relativ beschränktes zeitliches Fenster für die Suche nach einer Lösung 

verblieb. Sie unternahm daher über den Aussenminister alle nur möglichen 

Anstrengungen, auf dem Verhandlungsweg mit Tschechien und der 

Slowakei doch noch zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen. Hierbei 

waren insbesondere die Aussenminister Norwegens und Islands, aber auch 

Kommissar Verheugen behilflich. Doch auch deren Unterstützung änderte 

nichts an der intransingenten Haltung der Tschechischen Republik, die zu 

einer analogen Haltung der Slowakischen Republik geführt hatte.  

 

• Vor diesem Hintergrund besprach sich der liechtensteinische 

Aussenminister anlässlich der Sitzung des Ministerkomitees des 

Europarats vom 5./6. November 2003 in Chisinau/Republik Moldau mit 

seinen Amtskollegen aus Island und Norwegen, und es wurde gemeinsam 

und in Koordination mit dem EU-Vorsitz Italien und der EU-Kommission 

festgelegt, dass die Unterzeichnung des Abkommens durch Liechtenstein, 

Island und Norwegen am 11. November 2003 in Vaduz auf 
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Aussenministerebene stattfinden solle. Zu diesem Anlass wurden auch ein 

Vertreter des EU-Vorsitzlandes und Kommissar Verheugen30 eingeladen. 

 

• Die Regierung bedauert ausserordentlich, dass die vielfältigen 

Bemühungen Liechtensteins, in Zusammenarbeit mit seinen EFTA-/EWR-

Partnern und dem zuständigen EU-Kommissar, welchen sie für ihren 

solidarischen Einsatz einen besonderen Dank ausspricht, eine Lösung zu 

erzielen, insbesondere seitens der Tschechischen Republik nicht anerkannt 

wurden. Die Regierung sah sich nun angesichts der politischen Bedeutung 

des EWR und dessen Erweiterung im allgemeinen Interesse und im 

besonderen Interesse für Liechtenstein veranlasst, die Unterzeichnung wie 

vorgesehen am 11. November 2003 vorzunehmen. Von diesem Vorgehen 

unberührt bleiben die von Liechtenstein gestellten und weiterhin aufrecht 

erhaltenen Forderungen nach einer durchgehenden Anerkennung 

Liechtensteins durch alle Vertragsparteien des EWR-Erweiterungs-

abkommens.  

 

Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens am 11. November 2003 gab 

Aussenminister Ernst Walch folgende Erklärung ab: 

 

„Mit Bedauern muss das Fürstentum Liechtenstein den Umstand zur 
Kenntnis nehmen, dass die Tschechische Republik und die Slowakische 
Republik die innerhalb der Gemeinschaft der Staaten einschliesslich der 
Europäischen Union unbestrittene Tatsache nicht akzeptieren, dass das 
Fürstentum Liechtenstein ein seit langem bestehender souveräner und 
anerkannter Staat ist, der während des ganzen Ersten und Zweiten 
Weltkriegs neutral war. 
 
Indem sie diese Position einnehmen, verfolgen die Tschechische Republik 
und die Slowakische Republik ohne Unterbruch gegenüber Liechtenstein 
die Politik der Nicht-Anerkennung ihres Vorgängerstaats, der 
Tschechoslowakei. Während die Tschechoslowakei das Fürstentum 
Liechtenstein im Jahr 1938 als souveränen Staat anerkannt hatte, wurde 
diese Anerkennung im Jahr 1945 nicht aufrecht erhalten. Diese Nicht-
Anerkennung kam zur Hauptsache zum Ausdruck, als im Jahr 1945 das 
Eigentum liechtensteinischer Staatsangehöriger ohne Entschädigung 
enteignet wurde aufgrund der Behauptung, dass es dem Deutschen Volk 

                                                 
30 Italien wurde durch den in Liechtenstein akkreditierten italienischen Botschafter in Bern, 
„Brüssel“ durch den Leiter und den Koordinator im Büro für Abkommen des Rats der EU 
vertreten. 
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gehöre, und diese Enteignung stellte eine Verletzung des Völkerrechts dar, 
wie es zu jenem Zeitpunkt bereits in Kraft stand. 
 
Das Fürstentum Liechtenstein sieht sich veranlasst festzustellen, dass die 
bei zwei künftigen EWR-Mitgliedstaaten fehlende Respektierung der 
Souveränität und der ihr innewohnenden Rechte eines der EWR-Staaten 
weder mit dem Geist und den Prinzipien des Europäischen 
Wirtschaftsraums noch mit den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechts 
vereinbar ist. Dennoch hat das Fürstentum Liechtenstein, im Interesse 
einer fortgesetzten multilateralen Zusammenarbeit im Rahmen des 
Europäischen Wirtschaftsraums, beschlossen, das Abkommen zu 
unterzeichnen. Ungeachtet dessen behält sich das Fürstentum 
Liechtenstein das Recht vor, die möglichen politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Schlussfolgerungen, die das Fürstentum Liechtenstein im 
Hinblick auf die Position der Tschechischen Republik und der 
Slowakischen Republik zu ziehen hat, zu prüfen.“ 

 

Im Weiteren brachte der liechtensteinische Aussenminister die Hoffnung zum 

Ausdruck, dass in Zukunft eine Lösung zu dieser offenen Frage und zu anderen 

bilateralen Problemen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 

Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik gefunden und so eine 

fruchtbare und gewinnbringende Zusammenarbeit unter allen Mitgliedern des 

EWR ermöglicht werde.  

 

Die Regierung wird diese Angelegenheit weiterhin mit grösster Aufmerksamkeit 

verfolgen und behält sich weitere Schritte – darunter auch die Abgabe einer 

Erklärung bis zur Ratifikation – vor, um die Rechtsposition Liechtensteins zu 

wahren. 

 

7. BEWERTUNG DES EWR-ERWEITERUNGSABKOMMENS 
 

Die Regierung bewertet das EWR-Erweiterungsabkommen als positiv. Aus 

politischer Sicht ist es sehr zu begrüssen, dass Europa weiter zusammenwächst 

und damit auch eine weitere wichtige Grundlage für die europäische 

Friedensordnung gegeben ist. Ein stärkeres Zusammengehen und Überwinden der 

Grenzen baut Spannungen zwischen den beteiligten Staaten ab und ruft nach 

Dialog und Interessenausgleich. 
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Hierzu trägt die Erweiterung der Europäischen Union selbst und die Erweiterung 

des EWR um die zehn neuen Mitgliedstaaten wesentlich bei. Gleichzeitig wird 

auch die Zusammenarbeit der EFTA-/EWR-Staaten (und des EFTA-Staates 

Schweiz) mit diesen zehn Staaten auf eine neue und ausgebaute Grundlage 

gestellt, nachdem die Beziehungen bisher im Wesentlichen auf den 

Freihandelsabkommen im Rahmen der EFTA beruhten.  

 

Auch Liechtenstein kann politisch aus der Erweiterung des EWR, die primär nach 

Osten erfolgt, Nutzen ziehen. Andererseits kann Liechtenstein im Rahmen des 

EWR-Erweiterungsabkommens auch einen Beitrag an die gesamteuropäische 

Solidarität leisten.  

 

Die bilateralen Beziehungen Liechtensteins zu den zehn Beitrittsländern können 

durch die EWR-Erweiterung ebenfalls neue Impulse erhalten. Zu den 

Beziehungen zwischen Liechtenstein und Tschechien und der Slowakei wurde im 

Kapitel 6 ausführlich Stellung genommen. Die Weigerung dieser beiden Länder, 

Liechtenstein als seit dem Jahr 1806 durchgehend souveränen Staat anzuerkennen, 

ist für die Regierung weiterhin ein Thema, das der Lösung bedarf. Die Regierung 

hofft, dass sich Fortschritte in den bilateralen Beziehungen zu diesen beiden 

Ländern nicht zuletzt im Hinblick auf die enge Zusammenarbeit im Rahmen des 

EWR abzeichnen werden.  

 

Die Position Liechtensteins wurde mit dem dargestellten Vorgehen gestärkt, 

gerade auch wegen der vorläufigen Nicht-Unterzeichnung des EWR-

Erweiterungsabkommens, und zwar sowohl innerhalb der EFTA-/EWR-Staaten, 

gegenüber der EU wie auch im bilateralen Verhältnis zur Tschechischen Republik 

und zur Slowakischen Republik. 

 

Aus wirtschaftlicher Sicht überwiegen die Vorteile der Erweiterung wohl bei 

weitem. Der Binnenmarkt mit seinen gemeinsamen Regeln vergrössert sich 

wesentlich. Die neuen Mitgliedstaaten zählen eher zu den Staaten, die höhere 

Wachstumsraten und ein Wirtschaftspotenzial aufweisen, das es von der 

Privatwirtschaft zu nutzen gilt. In einer (österreichischen) Studie wird davon 

ausgegangen, dass die Erweiterung der EU um die zehn neuen Mitglieder zu einer 
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leichten Dynamisierung der Union führt. Die Neumitglieder spielten zwar mit 

Blick auf ihre wirtschaftliche Bedeutung keine sonderlich grosse Rolle (die 

gesamte Wertschöpfung des EU-Raumes werde sich, gemessen an heutigen 

Wechselkursen, um nur 5% ausweiten), doch handle es sich seit der jüngsten 

Beschleunigung in Polen um Länder mit sehr viel grösserem 

Wirtschaftswachstum. Die Wachstumsdifferenz zwischen den bisherigen und den 

neuen EU-Mitgliedstaaten belief sich im Durchschnitt der letzten Jahre auf gut 

zwei Prozentpunkte, und dabei werde es wegen des grossen wirtschaftlichen 

Aufholpotenzials eine Zeit lang bleiben. Die Erweiterung sollte deshalb auch den 

bisherigen Ländern der EU zusätzliche Impulse bringen – ohne dass ihnen daraus 

aber nennenswerte Kosten entstehen sollten. Ausser durch tendenziell grösseres 

Wachstum werde sich die neue EU aber auch durch mehr Arbeitslose 

charakterisieren. Die neuen EU-Staaten würden zwar stärker wachsen, aber auch 

überdurchschnittlich grosse Produktivitätszuwächse verzeichnen. In monetärer 

Hinsicht werden vorerst auch keine Komplikationen erwartet, weil die neuen EU-

Mitglieder für einige Jahre (bis zur Aufnahme in die Währungsunion) für ihre 

Geldpolitik selbst verantwortlich bleiben. Aus dieser Beurteilung lassen sich wohl 

auch in Analogie einige Schlussfolgerungen für die Zusammenarbeit im gesamten 

EWR ableiten. Eine Quantifizierung kann aber nicht gemacht werden. 

 

Als sicher kann gelten, dass der erweiterte EWR die Chancen für die 

liechtensteinische Exportindustrie stärkt und es vermehrt auch im 

Dienstleistungsbereich, vor allem im Bereich der Finanzdienstleistungen, erlauben 

wird, neue Wege zu gehen und Märkte zu erschliessen. Hierzu ist der über das 

EWR-Erweiterungsabkommen gegebene diskriminierungsfreie Zugang zu den 

Märkten eine Grundvoraussetzung, und dazu gehören auch der Abbau technischer 

Handelshemmnisse, die in derzeit abweichenden und komplizierten nationalen 

Regeln bestehen, und die Möglichkeit der Beteiligung an öffentlichen 

Auftragsvergaben in den neuen Ländern.  

 

Bei den konkreten Bestimmungen des EWR-Erweiterungsabkommens ist zu 

unterscheiden zwischen den Regeln, die aus dem EU-Beitrittsvertrag 

übernommen wurden, und den Regeln, die spezifische Angelegenheiten der 

EFTA-/EWR-Staaten betreffen. Erstere müssen hier nicht näher erörtert werden, 
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da sich viele der Sonder- und Übergangsbestimmungen für alle oder einzelne der 

zehn Beitrittsländer aus ihrer besonderen Situation ergeben: Nachholbedarf bei 

der Umsetzung von Binnenmarktbestimmungen, erhebliche Wohlstandsunter-

schiede, besondere geographische Voraussetzungen usw. Selbst wenn 

vornehmlich aufgrund gewisser Übergangsbestimmungen für einige Zeit 

Asymmetrien bestehen werden, d.h. insbesondere eine unterschiedliche Öffnung 

der Märkte, ergeben sich daraus für Liechtenstein keine grösseren Probleme als 

für die anderen bisherigen Mitglieder des EWR.  

 

Es sei aber besonders auf die Personenverkehrslösung im Rahmen des EU-

Beitrittsvertrags, bzw. des EWR-Erweiterungsabkommens (siehe Kap. 4.12, 4.13 

und 4.4) hingewiesen. Liechtenstein kann seine Sonderlösung im Personenverkehr 

auch gegenüber allen Beitrittsländern in Anspruch nehmen.  

 

Die Regierung erwartet wenig Probleme bei der Integration der neuen Mitglieder 

in den EWR, vorausgesetzt, sie erfüllen die mit der EU-Mitgliedschaft 

verbundenen Bedingungen. Andererseits wird durch die Öffnung der Märkte auch 

ein gewisser Druck auf die liechtensteinische Wirtschaft nicht auszuschliessen 

sein. Er ist kaum quantifizierbar, wie dies grundsätzlich auch schon beim EWR-

Beitritt Liechtensteins im Jahr 1995 nicht möglich war. Die Regierung rechnet 

nicht mit einem massiven Druck aus den neuen Mitgliedstaaten auf den 

Arbeitsmarkt. Dafür sorgt nicht nur die spezifische Lösung für Liechtenstein im 

Bereich des Personenverkehrs, sondern die Ausnutzung der Übergangsfrist. 

Dennoch werden die neuen Mitgliedstaaten längerfristig voraussichtlich 

Bewegungen und Umschichtungen auf dem liechtensteinischen Arbeitsmarkt 

verursachen.  

 

Es ist auch hervorzuheben, dass während der Übergangsfrist Staatsangehörigen 

der neuen Mitgliedstaaten über die Erteilung einer Grenzgängerbewilligung bei 

entsprechender Ausbildung und Berufserfahrung der Zugang zum Arbeitsmarkt 

gewährt werden kann, wenn eine entsprechende Nachfrage seitens der 

liechtensteinischen Wirtschaft gegeben sein sollte. 
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In Bezug auf die geschäftliche Niederlassung in Liechtenstein sind die 

Staatsangehörige der neuen Mitgliedstaaten ab dem 1. Mai 2004 wie EWR-

Staatsangehörige zu behandeln und können daher Niederlassungen gemäss Art. 31 

EWRA (ohne Wohnsitznahme in Liechtenstein) unter den gleichen 

Voraussetzungen wie liechtensteinische Staatsangehörige gründen. 

 

Zur grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung ist auszuführen, dass 

Staatsangehörige der neuen Mitgliedstaaten gemäss Art. 36 EWR-Abkommen 

(wie die heutigen EWR-Staatsangehörige) vorübergehend grenzüberschreitend in 

Liechtenstein tätig sein können, wenn die in ihrem (EWR-)Heimat- bzw. 

Wohnsitzstaat rechtmässig tätig sind und die entsprechenden Melde- bzw. 

Anzeigevorschriften (Gewerbegesetz, PVO usw.) in Liechtenstein erfüllt haben. 

 

Wie in den Kapiteln 4.3 – 4.6 ausgeführt wurde, gab es vier für die EFTA-/EWR-

Staaten spezifische Verhandlungsgegenstände, nämlich deren Finanzbeiträge, den 

Fischhandel (Island, Norwegen), die Quotenregelung im Landwirtschaftsbereich 

(Norwegen) und die Personenverkehrslösung für Liechtenstein. Auf den 

Fischhandel und die Landwirtschaftsquoten wird in diesem Zusammenhang nicht 

mehr näher eingegangen, da sie Liechtenstein nur indirekt betreffen. Island und 

Norwegen haben diese für sie bedeutsamen Verhandlungslösungen als gangbare 

Kompromisse bezeichnet. Beim Fischhandel konnten sie die Importbedingungen 

für die EU verbessern und in unterschiedlichem Ausmass den Verlust der 

günstigen EFTA-Freihandelsabkommen mit einer Reihe von Beitrittsländern 

ausgleichen. Es gelang aber nicht, die mengenmässigen Importbeschränkungen 

gegenüber der EU zu beseitigen. Die Quoten-Änderungen im 

Landwirtschaftsbereich für Norwegen können als dem Erweiterungsfaktor 

entsprechend angesehen werden. 

 

Bei den EFTA-Finanzbeiträgen zur Reduktion der wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten im EWR lagen die Positionen zu Beginn der Verhandlungen 

(siehe Kapitel 3.2) am weitesten auseinander. Insbesondere die Europäische 

Kommission war der Ansicht, dass die Beiträge der (wohlhabenden) EFTA-

/EWR-Staaten in keinem Verhältnis zu den eigenen Aufwendungen der EU in 

diesem Bereich und zu den Vorteilen aus der Beteiligung am Binnenmarkt 
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stünden. Sie wünschte diesbezüglich eine weitgehende Gleichstellung der EFTA-

/EWR-Staaten mit den EU-Mitgliedstaaten. Die neuen Belastungen durch die 

Erweiterung machten in ihren Augen eine massive Erhöhung der Beiträge 

unumgänglich. Die EFTA-/EWR-Staaten argumentierten demgegenüber, dass aus 

verschiedenen Gründen keine Vergleichbarkeit mit den EU-Mitgliedstaaten 

bestünde und ausserdem im EWRA keine ausdrückliche Verpflichtung zu solchen 

Zahlungen festgelegt sei. Die EFTA-/EWR-Staaten zeigten die Bereitschaft zu 

Finanzbeiträgen, jedoch nur im Rahmen der bisherigen Regelungen. Die von der 

EU verlangte dauerhafte Festlegung der Finanzbeiträge wurde ausgeschlossen. 

 

Nachdem es nicht gelang, die prinzipiellen Standpunkte anzunähern, wurde 

erfolgreich versucht, pragmatisch eine neue Festlegung der Beiträge der EFTA-

/EWR-Staaten zu erzielen. Hilfreich war dabei die Bereitschaft Norwegens, auch 

auf bilateraler Ebene so genannte Kohäsionszahlungen für die Beitrittsländer zu 

leisten. Die Erhöhung der Beiträge auf das Fünffache kann auch aus 

liechtensteinischer Sicht als akzeptabler Kompromiss angesehen werden. 

Insbesondere in Anbetracht der weit überproportionalen Ausdehnung armer 

Regionen durch die EWR-Erweiterung und des weit unterdurchschnittlichen Pro-

Kopf-Einkommens in den Beitrittsländern stehen die neuen Zahlungsbeiträge in 

keinem krassen Missverhältnis zu den bisherigen Beiträgen. Da neue 

Finanzbeiträge ab 2009 der Zustimmung aller Vertragsparteien bedürfen, wird 

spätestens zu diesem Zeitpunkt eine Evaluation dieses Finanzinstruments im 

Lichte des Gesamtabkommens vorzunehmen sein. 

 

Für Liechtenstein besonders erfreulich ist, dass es durch das EWR-

Erweiterungsabkommen möglich war, die besondere Personenverkehrslösung für 

Liechtenstein besser zu verankern (siehe Kapitel 4.4). Es kann kein Zweifel 

darüber bestehen, dass die neue Formulierung hinsichtlich der Dauer der Lösung, 

im Unterschied zur alten, grundsätzlich von einem Weiterbestehen der 

Sonderregelung nach dem Mai 2009 ausgeht, soweit weiterhin ein ähnlicher 

Immigrationsdruck anhält. 

 

Neben der positiven Bewertung der EWR-Erweiterung, einschliesslich ihrer 

konkreten Bedingungen, erachtet es die Regierung auch als Vorteil, dass durch 
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das Erweiterungsabkommen der EWR selbst eine Bestätigung als weiterhin 

gangbare und sinnvolle Integrationslösung erhält. Erfreulich ist auch, dass die 

Paraphierung und Unterzeichnung des Abkommens unter liechtensteinischem 

EWR-Vorsitz stattgefunden hat. Es liegt im Interesse der EFTA-/EWR-Staaten, 

wenn Liechtenstein, die anderen EWR-Vertragsparteien und die zehn 

Beitrittsländer die Ratifikation des Abkommens so durchführen, dass es am 

1. Mai 2004 wie vorgesehen, zusammen mit dem EU-Erweiterungsvertrag, in 

Kraft treten kann.  

 

8. VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT 
 

Der Ratifikation des EWR-Erweiterungsabkommens stehen keine Bestimmungen 

der Verfassung entgegen.  

 

 

9. RECHTLICHE, FINANZIELLE UND PERSONELLE  

AUSWIRKUNGEN 
 

9.1 Rechtliche Auswirkungen 

 

Die rechtlichen Auswirkungen wurden in den entsprechenden Kapiteln dieses 

Berichts und Antrags dargestellt. Es ergibt sich kein unmittelbarer rechtlicher 

Anpassungsbedarf im Sinne des Erlasses neuer Gesetze. Die 

Personenverkehrsverordnung ist, wie am Schluss von Kap. 4.13 dargestellt, 

anzupassen. 

 

9.2 Finanzielle Auswirkungen 

 

Finanzielle Belastungen ergeben sich aus dem unter Kap. 4.3 erläuterten 

Finanzmechanismus sowie in geringem Ausmass bei den Programmbeteiligungen. 
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a) Finanzmechanismus 

 

Der derzeitige Finanzmechanismus (das „Finanzinstrument“) basiert auf dem 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 47/2000 vom 22. Mai 2000 

über die Änderung des Protokolls 31 des EWR-Abkommens über die 

Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen ausserhalb der vier Freiheiten (LGBl. 

2000 Nr. 291). Dieser Beschluss sieht eine verstärkte Zusammenarbeit im 

Hinblick auf den Abbau der wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede im EWR 

durch einen finanziellen Beitrag der EWR/EFTA-Staaten in der Höhe von 

insgesamt EUR 119.6 Mio., die in fünf gleichen jährlichen Tranchen 

bereitzustellen sind, vor. Der Finanzbeitrag Liechtensteins betrug in den Jahren 

1999-2002 zwischen 0,71 % und 0,82 % der jährlichen Gesamtsumme31, somit 

durchschnittlich ca. EUR 180’600 (CHF 270'900 zu jeweiligen Wechselkursen)32. 

Mit diesen Mitteln werden Projekte der Empfängerstaaten (Spanien, Portugal, 

Griechenland, Irland, Vereinigtes Königreich – Nordirland) in den Bereichen 

Umwelt, Verkehr sowie Bildung und Schulung gefördert. Das derzeitige 

Finanzinstrument ist auf Ende 2003 ausgelaufen. 

 

Das durch das EWR-Erweiterungsabkommen neu eingeführte Protokoll 38a33 

sieht einen EWR-Finanzierungsmechanismus für die Jahre 2004-2009 (also für 

fünf Jahre) vor, der weitgehend der derzeitigen Regelung entspricht. Jedoch 

werden die von den EWR/EFTA-Staaten zu leistenden Beiträge im Vergleich zu 

den bisher effektiv gemäss Rechnung geleisteten Beiträgen) verfünffacht und sie 

belaufen sich somit auf insgesamt EUR 600 Mio. bzw. EUR 120 Mio./Jahr. Für 

Liechtenstein ergibt sich somit eine Gesamtverpflichtung von rund EUR 4.5 Mio. 

(CHF 7.2 Mio.)34 bzw. EUR 900’000/Jahr (CHF 1.44 Mio./Jahr), die mit der 

Ratifikation des EWR-Erweiterungsübereinkommens zu übernehmen und 

                                                 
31 Zahlen gemäss EFTA Bulletin 2 – 2002, S. 51, Tabelle 21 
32 Gemäss Finanzbeschluss vom 13. September 2000 (LGBl. 2000 Nr. 199) war für die Jahre 
1991-2003 ein Verpflichtungskredit von EUR 1.2 Millionen genehmigt worden. Dieser Betrag 
wurde nicht ausgeschöpft. 
33 Vgl. EWR-Erweiterungsabkommen, 2. Anpassung der Protokolle…, Bst. b. 
34 Angenommener Wechselkurs (mit Reserve) von 1.6  
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Gegenstand des in der Regierungsvorlage enthaltenen Finanzbeschlusses ist. 

Knapp 20% der Mittel (in etwa der gleichen Höhe wie bisher) stehen für Projekte 

der bestehenden Mitgliedstaaten Spanien, Portugal und Griechenland zur 

Verfügung, die restlichen 80% kommen den Beitrittsländern zugute. Die Mittel 

dienen der Förderung von Projekten in den Bereichen Umwelt, nachhaltige 

Entwicklung, europäisches Kulturerbe (inklusive Stadterneuerung und 

öffentlicher Verkehr), Ausbildung und berufliche Bildung sowie Gesundheits- 

und Kinderpflege. 

 

Gemäss Protokoll 38a wird im November 2006 und 2008 eine Überprüfung 

stattfinden, aufgrund derer bis dahin nicht absorbierte Gelder für Projekte anderer 

Empfängerstaaten verwendet werden können. Nach Ablauf der fünf Jahre, also 

2009, soll die Notwendigkeit, die wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten im 

EWR weiterhin zu adressieren, überprüft werden. Die konkrete Etablierung des 

neuen Finanzierungsmechanismus ist derzeit im Gange. Es ist beabsichtigt, das 

Sekretariat des bestehenden Finanzinstrumentes in das neu zu schaffende 

Sekretariat zu übernehmen und die Verwaltung des EFTA-Finanzierungs-

mechanismus mit dem Bilateralen Mechanismus Norwegens so weit als möglich 

zu kombinieren. Der Finanzmechanismus soll ab dem 1. Mai 2004 voll operativ 

sein.  

 

 

b) Programmbeteiligungen 

 

Weitere finanzielle Auswirkungen ergeben sich bei den Programmbeteiligungen. 

Voraussetzung für eine Teilnahme der EFTA-/EWR-Staaten an EU-Programmen 

ist zum einen die Übernahme des EU-Beschlusses zur Errichtung des betreffenden  

Programms ins Protokoll 31 EWR-Abkommen, zum anderen eine finanzielle 

Beteiligung. Die Höhe des EFTA-/EWR-Anteils an den Programmkosten 

berechnet sich nach dem so genannten Proportionalitätsfaktor. Dieser ergibt sich 

aus dem Verhältnis zwischen dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) der EFTA-/EWR-

Staaten und dem BIP der EU-Mitgliedstaaten. Mit der Erweiterung der EU wird 

sich der Proportionalitätsfaktor zu Ungunsten der EFTA-/EWR-Staaten 

entwickeln. Gemäss Berechnungen des EFTA-Sekretariats von Mitte Januar 2004 
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betragen die Mehrkosten bei den Programmbeteiligungen für Liechtenstein in der 

laufenden Budgetperiode (2004-2006) ca. CHF 235’000. Diese Aufwendungen 

werden wie bisher auch in Zukunft über das Konto 054.367.00 (Mitgliedsbeiträge 

Mission Brüssel) budgetiert. So enthält dieses Konto im Landesvoranschlag 2004 

neben anderem einen Betrag von CHF 970’000 für die Programmbeteiligung 

Liechtensteins im Jahr 2004. Dieser Betrag sollte gemäss derzeitigen 

Berechnungen des EFTA-Sekretariats für das Jahr 2004 genügen. 

 

 

9.3 Personelle Auswirkungen 

 

Direkte personelle Konsequenzen ergeben sich aus dem EWR-

Erweiterungsabkommen keine. Die Arbeitsbelastung wird jedoch insbesondere für 

die Liechtensteinische Mission in Brüssel, die Stabsstelle EWR und das Amt für 

Auswärtige Angelegenheiten schon aufgrund der grösseren Zahl an 

Vertragsparteien, mit denen Liechtenstein über das EWR-Erweiterungsabkommen 

verbunden wird, zunehmen. 
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II. ANTRAG DER REGIERUNG 

 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen stellt die Regierung den 

 

A n t r a g ,  

 

der Hohe Landtag wolle 

 

a) dem Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, 

der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der 

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 

Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Erweiterungsabkommen) vom 

14. Oktober 2003 mit den Anhängen A und B, 

 

b) der Schlussakte vom 14. Oktober 2003 zum EWR-Erweiterungsabkommen 

 

und 

 

c) dem Finanzbeschluss betreffend den Anteil Liechtensteins am EWR-

Finanzmechanismus für die Jahre 2004 – 2009 im Gesamtbetrag von 4.5 

Millionen Euro (7,2 Millionen Schweizer Franken)  

 

die Zustimmung erteilen. 

 

 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

 

 

 

REGIERUNG DES 

FUERSTENTUMS LIECHTENSTEIN 
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III. REGIERUNGSVORLAGE  

 
 

 

Finanzbeschluss 

vom … 

 

betreffend den Anteil des Fürstentums Liechtenstein am EWR-
Finanzmechanismus für die Jahre 2004 – 2009 

 

 

 

Der Landtag hat in seiner Sitzung vom … aufgrund von Art. 22 des Fi-

nanzhaushaltsgesetzes vom 13. November 1974, LGBl. 1974 Nr. 72, beschlossen: 

 

 

Art. 1 

 

Für die Beteiligung des Fürstentums Liechtenstein am EWR-

Finanzmechanismus für die Jahre 2004 bis 2009 wird ein Verpflichtungskredit in 

Höhe von EUR 4’500’000 (CHF 7’200’000) bewilligt. 

 

 

Art. 2 

 

Dieser Finanzbeschluss tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 
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